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TAB-Diskussionspapiere Nr. 5 
(nur in begrenzter Die Konzeption der Environmental Protection Agency zur Grund-

Auflage verfügbar) wasser- und Altlastensanierung: Superfund Januar 1993 

TAB-Hintergrundpapiere Nr. 1 
(nur in begrenzter Auswertung des Workshops am 26.11.1992 »Grundwassergefähr-
Auf/age verfügbar) dungspotentiale im Bausektor« April 1993 

Die vorgenannten Publikationen können nur schriftlich beim Sekretariat des TAB (Frau Lippert) angefordert werden! 



das »Büro für Technikfolgen-Abschätzung 
beim Deutschen Bundestag« als Beratungs­
kapazität zu bestätigen und 

- für weitere fünf Jahre (1993- 1998) die Abtei­
lung für Angewandte Systemanalyse (AF AS) 
des Forschungszentrums Karlsrnhe, die das 
TAB schon in der Pilotphase betrieben hatte, 
mit der Durchführung von TA zu betrauen. 

Seit 1990 hat das TAB im Auftrag des Deut-
schen Bundestages etwa vierzig Berichte an die 
Ausschüsse vorgelegt. Durch eine Vielzahl spezi­
fischer Informations- und Diskussionsveranstal­
tungen wurde den Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages die Gelegenheit gegeben, in unmit­
telbarer Kommunikation mit Sachverständigen 
und Vertretern gesellschaftlicher Interessen­
gruppen Probleme und Lösungsmöglichkeiten 
bei zentralen und für die parlamentarische Arbeit 
wichtigen Themenfeldern zu diskutieren. Durch 
den »TAB-Brief« werden Parlamentarier über 
Stand und Ergebnisse der gesamten TAB-Aktivi­
täten informiert. 

TA ist zu einer festen Größe in Wissenschaft 
und Politik geworden 

Ende der 60er Jahre tauchte zum ersten Mal der 
Begriff Technikfolgen-Abschätzung in der wis­
senschaftlichen und politischen Diskussion auf. 
Anfang der siebziger Jahre rief der amerikanische 
Kongreß eine eigene TA-Kapazität- das Office of 
Technology Assessment - ins Leben, und der 
Deutsche Bundestag begann mit einer intensiven 
Diskussion über die Idee der Technikfolgen-Ab­
schätzung als Leitkonzept für die Verbessernng 
technikbezogener Meinungsbildungs- und Ent­
scheidungsprozesse. Niemand konnte damals 
vorhersehen, daß sich TA zu einer stabilen Größe 
entwickeln würde. Allen Unkenrufen zum Trotz 
ist sie zu einem festen Bestandteil sowohl der wis­
senschaftlichen Diskussion als auch der politi­
schen Praxis weltweit geworden. Anders als viele 
theoretische Konzepte blieb TA keine bloße 
Modeerscheinung. Sie wurde vielmehr Gegen­
stand kontinuierlicher Diskussionen über ihre 
theoretischen und konzeptionellen Grundlagen. 
Die Idee führte zu konkreten Projekten der Be­
wertung insbesondere neuer chancenreicher 
Technologien mit dem Ziel, die Informations­
grundlagen für Entscheidungsträger zu verbes­
sern. 

Obwohl immer wieder in Frage gestellt, wurde 
TA ein gerade für die Politik attraktives Konzept. 
In vielen Ländern wird es von Verantwortlichen 
in Regiernng, Verwaltung und Parlamenten ge­
nutzt. Auch supranationale Einrichtungen wie die 

OECD und die UN bedienen sich 
der Konzepte und Instrument(:! der 
TA. Dies geschieht seit langem 
auch nicht mehr nur ad hoc, son­
dern in vielen Fällen kontinuier­
lich: Mittlerweile haben beispiels­
weise sechs Parlamente in europäi­
schen Ländern (Dänemark, Deutsch­
land, Frankreich, Großbritannien, 
Niederlande) und das Europäische 
Parlament fest etablierte und er­
folgreich arbeitende TA-Einrich­
tungen. 

TA als flexibles Leitkonzept 

Technikfolgen-Abschätzung war 
immer Gegenstand von Kritik und 
Befürchtungen, aber auch von kon­
struktiven Ideen und Vorschlägen 
zur Optimierung des Konzepts 
und seiner praktischen Umsetzung. 
Man wird heute sagen können, daß 
die grundlegende Philosophie der 
Technikfolgen-Abschätzung sich 
bewährt hat und deshalb zu Recht 
beibehalten worden ist: Durch eine 
interdisziplinäre, umfassende und 
ausgewogene Analyse sollen politi­
sche Entscheidungen bezüglich 
wissenschaftlich-technischer Ent­
wicklungen auf ein solides Funda­
ment gestellt werden. Viele Einzel­
elemente aber waren weiterzu­
entwickeln. Gerade bei sich rasch 
wandelnden ökonomischen und 
politischen Rahmenbedingungen 
und im Blick auf die spezifischen 
Bedürfnisse von z.T. ganz unter­
schiedlichen Adressaten muß sich 
TA flexibel orientieren. Ein solches 
konstruktives und innovatives Ver­
ständnis versucht das TAB umzu­
setzen. Dadurch kann auch der Be­
hauptung entgegengetreten werden, 
TA diene der Behinderung techni­
scher Entwicklungen und fördere 
die Technikskepsis in der Gesell­
schaft. Für die Arbeit des TAB gilt, 
daß diese Behauptung wohl er­
kennbar widerlegt worden ist. 

Es soll nochmals festgehalten 
werden, welches die Ziele der 
Technikfolgen-Abschätzung beim 
Deutschen Bundestag sind. Sie be­
stehen im Verständnis des TAB 
darin, 
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die Potentiale neuer wissen­
schaftlich-technischer Entwicklun­
gen zu analysieren und die damit 
verbundenen gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und ökologischen 
Chancen auszuloten, 

die rechtlichen, wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Rahmenbe­
dingungen der Realisierung und 
Umsetzung wissenschaftlich-tech­
nischer Entwicldungen zu untersu­
chen, 

die potentiellen Auswirkungen 
der zukünftigen Nutzung neuer 
wissenschaftlich-technischer Ent­
wicldungen vorausschauend und 
umfassend zu analysieren und 
Möglichkeiten für eine strategische 
Nutzung der Chancen des Tech­
nikeinsatzes und die Vermeidung 
oder Abmilderung seiner Risiken 
aufzuzeigen, und auf dieser Grund­
lage 

alternative Handlungs- und Ge­
staltungsoptionen für politische 
Entscheidungsträger zu entwik­
keln. 

· Weitere Verbesserungen sind 
wünschens~ert 

Es ist nicht zuletzt mit Hilfe der 
Berichterstatter für TA und mit 
Unterstützung der Berichterstatter, 
die von den auftraggebenden Aus­
schüssen zur Begleitung einzelner/ 
konkreter TA-Projekte benannt 
wurden, gelungen, das anspruchs­
volle Konzept der Technikfolgen­
Abschätzung adäquat in die parla­
mentarische Praxis zu überführen. 
Die Resonanz in den Ausschüssen 
und bei einzelnen Parlamentariern 
bestätigt dies. 

Beispielsweise ist die Technikfol­
gen-Abschätzung zum Raumtrans­
portsystem SÄNGER, die vom 
TAB durchgeführt wurde, inner­
halb und außerhalb des Bundesta­
ges als ein gelungenes Beispiel ent­
scheidungsorientierter wissen­
schaftlicher Politikberatung einge­
schätzt worden. Der Ausschuß für 
Forschung, Technologie und Tech­
nikfolgenabschätzung hat in der 
letzten Legislaturperiode eine Be-



Dagegen gibt es eine ganze Reihe 
von Netzwerken innerhalb der 
»TA-Community«. Ein besonders 
bekanntes und augenfälliges Bei­
spiel ist EPT A (European Par­
liamentary Technology Assess­
ment), zu dessen Mitgliedern auch 
das TAB gehört. Die Vielzahl der 
Bewerber um Beobachterstatus bei 
EPTA mag im übrigen als Indi­
kator für den Bedarf nach einem 
umfassenden Europäischen TA­
Netzwerk gelten. Andere Netz­
werke bestehen auf regionaler Ebe­
ne (z.B. Baden-Württemberg, Nie­
dersachsen, Nordrhein-Westfalen 
oder Berlin-Brandenburg) oder 
orientieren sich an gememsamen 
Sachthemen (z.B. medizinische 
TA). Im Vorfeld des Vierten 
Rahmenprogramms hat es von der 
Hans-Böckler-Stiftung auch einen 
Versuch gegeben, ein gewerk­
schaftlich orientiertes Netzwerk 
von TA-Forschern und Funktionä­
ren zu aktivieren. 

Zweifel sind angebracht, ob es 
per Beschluß gelingen kann, ein 
umfassendes europäisches Netz­
werk ins Leben zu rufen, das von 
allen Akteuren akzeptiert und ge­
nutzt wird. Gegenüber den Bestre­
bungen der Kommission bestehen 
erhebliche Vorbehalte, weil ge­
argwöhnt wird, sie wolle auf die-

Eine Europäische Infrastruktur 
für TA als Einstieg in ein 
europäisches Netzwerk 

Die Europäische Infrastruktur 
für Technology Assessment ist in 
jedem Fall eine wichtige Vorbedin­
gung für das Zustandekommen vo_n 
Netzwerkaktivitäten auf europäi­
scher Ebene. Durch die Ein­
beziehung technischer und 
publizistischer Kommunikations­
medien, eine europäische Daten­
bank und verschiedene Mehrwert­
dienste wäre sie geeignet, den Aus­
tausch unter den Mitgliedern be­
reits bestehender Netzwerke zu er­
leichtern und zu verbessern. Bei 
entsprechender Gestaltung und 
durch die Erfüllung allgemein aner­
kannter und akzeptierter Koor­
dinationsfunktionen könnte sie 
auch dazu beitragen, die einzelnen 
TA-Netzwerke zu einem umfas­
senden Netzwerk zu verknüpfen. 
Dies wird sich sicherlich nicht mit 
einem Schlag umsetzen, sondern 
nur schrittweise und in enger Zu­
sammenarbeit mit den Beteiligten 
verwirklichen lassen. Ein Vor­
schlag dafür wird von der AF AS 
noch in diesem Frühjahr vorgelegt 
werden. 

sem Wege die europäische TA steuern. Trotzdem 
besteht zweifellos ein Bedürfnis nach Gründung 
einer Europäischen Gesellschaft für Technology 
Assessment; Ansätze dazu sind aber in der V er­
gangenheit wiederholt in der Anfangsphase stek­
kengeblieben. Das European Technology 
Assessment Network (ETAN), dessen Gründung 
im Vierten Rahmenprogramm der EU angekün­
digt wird, wird als Maßnahme im Rahmen des 
spezifischen Programms zur sozioökonomischen 
Schwerpunktforschung zustande kommen. Ob es 
jedoch auch die Rolle der geforderten Europäi­
schen Gesellschaft für Technikfolgen-Ab­
schätzung spielen wird, hängt von seinem Kon­
zept, den Aufgaben und der Vorgehensweise bei 
der Verwirklichung ab. 

rfAB 

Literaturhinweise: 

Frederichs G. : Notierungen zum Stichwort 
»TA-Netz~erke«. TA-Datenbank-Nachrichten, 
Nr. 2, 3. Jg., Juni 1994, S. 5-9. 

Rader, M.: N etworking in TA. TA-Datenbank­
Nachrichten Nr.2, 3.Jg. - Juni 1994, S. 9-1 4. 

Smits, R ., den Hertog, P., Kuijper, J. : Three 
clusters of related activities to stimulate the 
European Technology Assessment Infra­
structure. Report, Apeldoorn, July 1993. 

Die »Nullnummer« eines Europäischen TA­
Newsletters, »European TA-Panorama«, die im 
Rahmen der hier angesprochenen Mach­
barkeitsstudie erstellt wurde, ist bei der AF AS er­
hältlich. 

Die ebenfalls bei der AFAS erhältlichen »TA­
Datenbank-Nachrichten« enthalten außerdem 
laufend Berichte zu verschiedenen Netzwerk­
aktivitäten im Bereich TA. 

Ansprechpartner: Dr. Michael Rader, 
Forschungszentrum Karlsruhe, 
Abteilung für Angewandte Systemanalyse, 
Tel. : o 72 47 / 82 25 05 



Multimedia Pilotversuche in der Bundesrepublik. 

Quelle: Telekom (Stand 1994) 

Ort Berlin Hamburg Leipzig Köln/Bonn Nürnberg Stuttgart 

Teilnehmer 50 100 100 100 100 4000 

Beginn IV/94 I/95 Il/95 I/95 III/95 III/95 

Dauer 1 Jahr 1 ½Jahre 1 ½Jahre 1 ½Jahre 1 ½Jahre 1 ½Jahre 

Verteil- BK und BK und 
BK und 

BK und 
technik Glasfaser Glasfaser 

Telefonnetz 
Glasfaser 

(ADSL) 

Rückkanal-
OPAL 

BK und Telefonnetz BK und 
Technik 

Telefonnetz Telefonnetz (Telefon-
Glasfaser (ADSL) Glasfaser 

netz) 

Erläuterungen: 
Das BK-Netz ist das Breitbandkabelnetz für die Rundfunkversorgung der Haushalte (Koaxialkabel). . 
Mit dem OPAL-Netz versorgt die Telekom in den Neuen Bundesländern in einigen Regionen die Haushalte direkt mit Glasfaseranschlüssen - in 
erster Linie für den Telefondienst. 
ADSL (Asymmetrical Digital Subscriber Line) ist eine Technologie, die breitbandige Datenübertragung über Telefonleitungen (Kupfer-Doppelader) 
in eine Richtung ermöglicht. 

Doch Stuttgart ist nur einer, wenn auch der 
größte Multimedia-Pilotversuch in Deutschland. 
Auch in Berlin, Hamburg, Leipzig, Köln/Bonn 
und Nürnberg soll die Technik getestet und das 
Nutzerverhalten erprobt werden. 1995 wird das 
Jahr der Pilotversuche. · 

Deja-vu? 

Manches kommt einem doch ziemlich bekannt 
vor. Nehmen wir die Anwendungen, die über die 
multimedialen Datenautobahnen abgewickelt 
werden sollen: Teleheimarbeit, Teleshopping, 
Telebanking, Telespiele, Teleunterricht, Tele­
kommunikation, Teleinformation etc. Das sind 
exakt die gleichen Anwendungsbeispiele, die be­
reits in den 70er Jahren in der Diskussion um die 
sogenannten »Neuen Medien« (z.B. Btx) zur De­
batte standen. Ähnlich hochfliegend waren die 
Pläne, die wirtschaftlichen Hoffnungen, die Pro­
gnosen. Die Ergebnisse sind bis heute mehr als 
bescheiden. Auch beim Stichwort »Rückkanal« 
mag manch einer hellhörig werden. Im Zuge der 
Verkabelungspläne der Post in der Bundesrepu­
blik in den 70er Jahren und der parallel geführten 
Diskussion um privaten Rundfunk gab es eine 
heftige Debatte um den Rückkanal im neuen 
Fernsehkabel. Auch hier wurden die gleichen Ar-
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gumente, die gleichen Anwen­
dungsszenarios genannt, die in der 
heutigen Multimedia-Debatte zum 
Tragen kamen und kommen. Der 
Rückkanal wurde nie realisiert; ob er 
technisch machbar gewesen wäre, 
ob er wirklich gewollt wurde, ist 
umstritten. Medienwissenschaftler 
meinen heute, daß die Debatte um 
den Rückkanal politisch instrumen­
talisiert wurde, um das eigentliche 
Ziel, die Verkabelung der Repu­
blik, für die neuen privaten Rund­
funkanbieter durchzusetzen. 

Doch was sagen die Fehl­
prognosen und Flops der Vergan­
genheit über die Zukunft aus? 
Diesmal könnte es doch ganz an­
ders kommen. Um besser abschät­
zen zu können, ob es anders kom­
men kann, müßte man wissen, wor­
an die Utopien der 70er Jahre wirk­
lich gescheitert sind. 

• Lag es einfach an der noch unter­
entwickelten Technik? Man er­
innere sich, der PC war gerade 
erst erfunden, die Datentele­
kommunikation in ihren ersten 
Anfängen. 

• Lag es an den übersteigerten Er­
wartungen, die zu den großen 
Enttäuschungen führten? Gut 
Ding muß Weile haben. In 
Deutschland dauerte es über 70 
Jahre bis in den 60er Jahren auf 
100 Einwohner zehn Telefon­
anschlüsse kamen (heute sind es 
50 Anschlüsse je 100 Einwoh­
ner). 

• Lag es an falschen Konzepten 
oder Strategien? Denn auch 
funktionierende Technik muß 
vom Markt nicht unbedingt an­
genommen werden. Man denke 
an die mißglückte Einführung 
von Teletex. 

Es scheint also angebracht, beim 
Blick in die Zukunft die Analyse 
der Vergangenheit nicht zu ver-



Der EPTA-Council begrüßte 
IATAFI (International Association 
for Technology Assessment and 
Forecasting Institutions) als inter­
nationales Netzwerk von TA-Insti­
~utionen. Über die Mitgliedschaft 
m IAT AFI sollen die einzelnen 
Mitgliedsorganisationen für sich 
entscheiden. 1996 wird in Brüssel 
die Zweite IATAFI-Konferenz 
stattfinden. 

Herr Caracostas von der Gene­
raldirektion II der Europäischen 
Kommission informierte die Teil­
nehmer über das Vierte For­
schungsrahmenprogramm der EU. 
~~bei ging er vor allem auf das spe­
z1f1~che Pro_gramm »Targeted 
Soc10-econom1c Research« ein und 
auf das in diesem Zusammenhang 
vorgeschlagene europäische TA­
N etzwerk, ETAN, das die Zusam­
menarbeit der TA-Einrichtungen 
in Europa verbessern soll. 

Der Council dankte Dr. Hans­
Peter Voigt, MdB, für den Vorsitz 
im letzten Jahr und beschloß ein­
stimmig, den EPTA-Vorsitz für die 
nächsten zwei Jahre an Großbritan­
nien zu_ vergeben. Der Vizepräsi­
dent wird von den Niederlanden 
gestellt werden, die auch das näch­
ste EPTA-Treffen ausrichten wer­
den. Aufgrund der in den meisten 
Ländern erst vor kurzem stattge­
fundenen Wahlen, konnte die end­
gültige Zusammensetzung des 
Council noch nicht bekannt gege­
ben werden. • 

TA-Aktivitäten im In- und Ausland 
fAB 

Ein Netzwerk für Technik( olgen­
Abschätzung in Europa 

Die Abteilung für Angewandte 
Systemanalyse des For­
schungszentrums Karlsruhe 
führt seit dem Frühjahr 1994 im 
Auftrag der Kommission der 
Europäischen Union eine 
Machbarkeitsstudie zur Verbes­
serung der Europäischen 
Technology Assessment Infra­
struktur (ET Al) durch. Gegen­
stand der Studie sind drei 
wesentliche Komponenten der 
Infrastruktur: 
• ein Netzwerk der TA »Akt­
eure« sowie die dafür erforderli­
chen Koordinierungsfunktionen, 
• eine europäische TA 
Datenbank, 

ein europäischer TA 
Newsletter. 

Die Studie entsteht im Rahmen 
des derzeit auslaufenden 
VALUE-Programmes der 
Generaldirektion III. Dieses 
Programm befaßt sich vor allem 
mit der Verbesserung der 
Schnittstellen zwischen For­
schung, Wissenschaft und 
Gesellschaft. Da zudem das 
Vierte Rahmenprogramm der 
Europäischen Union im Rahmen 
seines spezifischen Programms 
»gesellschaftliche 
Schwerpunktforschung« den 
Aufbau eines Netzwerks von 
TA-Einrichtungen vorsieht, 
gewinnt die Studie an Bedeu­
tung. 

Wozu ein europäisches TA-Netzwerk? 

Entsprechend der Zielsetzung des VALUE­
Programms erwartet die Europäische Kommissi­
on von der Tech~ikfolgen-Abschätzung Beiträge 
zur Transformation der Technik in praktische 
Produkte und Dienstleistungen, die sowohl der 
Vo!kswirtschaft als auch »der Gesellschaft allge­
mem« nutzen. Ausgangspunkt der Aktivitäten 
zur Verbesserung der europäischen TA-Infra­
struktur war die Analyse eines niederländischen 
Forscherteams unter Ruud Smits (TNO Centre 
fo_r Technology and Policy Studies, Apeldoorn). 
Diese Analyse zeigte eine ganze Reihe von 
Schwachstellen der gegenwärtigen europäischen 
TA-Infrastruktur auf, die der TA die Erfüllung 
der genannten Aufgabe erschweren: 

Die Zahl der Organisationen, die TA-Studien 
und verwandte Aktivitäten durchführen wächst 
zwar s~ändig, doch besitzt nur eine begre~zte An­
zahl dieser Organisationen einen offiziellen Sta­
tus. 

Es bestehen verschiedene » TA-Communities« 
mit nur begrenzter Interaktion untereinander. 

Die meisten Organisationen für TA und TA­
verwan~~e Aktivitäten haben lediglich eme 
unterknt1sche Masse. 

Die Auswirkungen von TA auf die Ent­
sc~ei~ungsfindung von Regierungen und Indu­
stne smd eher bescheiden. 

TA besitzt kein klares Profil. Ein Teil der TA­
Aktivitäten wird nicht als solche definiert. 

Die verschiedenen Initiativen auf EU-Ebene zu 
TA und verwa~d~en Aktivitäten laufen weitge­
hend unkoord1rnert und ohne gegenseitige 
Kenntnisnahme. 

Die Verbesserung der Europäischen TA-Infra­
sti:uktur (ET".'I) wird a~s _wesentlicher Beitrag zur 
Mmderung dieser Defizite betrachtet: »Einfach 
ausgedrückt, kann man ETAI als Initiative zur 
Verbindung ~r.eie~ Grui:pen quer durch Europa 
betrachten: d1eJerugen, die TA Studien durchfüh­
ren ~TA-Produzenten) mit denjenigen, die ent­
scheiden, welche Techniken verwendet werden 
(TA-Nutzer), und mit denjenigen, die an der 
~utzung der ausgewählten Technik beteiligt 
sm~«. (_Interfaces of VALUE- Synopses of first 
Act1v1t1es 1993, No.3). Das angestrebte Netzwerk 
soll also nicht lediglich aus TA-Forschern (den 
»Produzenten«) bestehen, sondern bestrebt sein, 
auch und vor allem die Adressaten von TA-Akti ­
vitäten (die »Nutzer«) einzubeziehen. Die 
Datenbank und der Newsletter sollen dem ent-



Wie oben verdeutlicht und wie in den 
Pilotprojekten zum Ausdruck kommt, steht im 
Zentrum der Erwartungen im privaten Bereich 
das Interaktive Fernsehen und dabei im besonde­
ren Maße das sogenannte »video on demand «. Die 
treibenden industriellen Kräfte finden sich in der 
Computer-, der Telekommunikations- und der 
Medienindustrie, die vermehrt in branchenüber­
greifende Allianzen eintreten. Es bleibt aber nach 
wie vor unklar, ob die Privathaushalte diese neuen 
Dienste annehmen werden und was sie bereit 
sind, dafür zu zahlen. Davon wird aber abhängen, 
ob solche multimedialen Dienste für den Mas­
senmarkt eine wirtschaftliche Erfolgsaussicht be­
sitzen. Erste Analysen und Abschätzungen (u.a. 
im Auftrag des TAB) lassen keinen schnellen 
Markterfolg (im Zeitraum von fünf bis zehn Jah­
ren) erwarten. 

Die interaktiven Fernsehdienste stehen aber 
nicht nur wegen ihres ökonomischen Markt­
potentials im Vordergrund der Diskussion, son­
dern auch wegen einer Fülle von ungelösten 
rechtlichen Fragen, u.a. zum »Rundfunkbegriff«. 
Es wird sogar argumentiert, daß durch die 
Vervielfachung der Kanalkapazitäten für elektro­
nische Medien eine staatliche Regulierung des 
Rundfunks überhaupt nicht mehr notwendig sei. 
Denkt man erneut an die »Rückkanaldebatte« der 
70er Jahre zurück, so ist der Verdacht vielleicht 
nicht ganz unbegründet, daß auch die heutige De­
batte um »echtes« interaktives Fernsehen - in der 
ja erneut der Konsument zum neuen Souverän 
über das Programm gekürt wird - nur dazu dient, 
die Vervielfachung der Programme und die 
Kommerzialisierung des gesamten Rundfunk­
systems voranzutreiben. Teleshopping läßt sich 
auch mit »einfacher« Fernsehtechnik und einem 
simplen Telefon als Bestellkanal erreichen und 
Informationsangebote auf Abruf bietet auch 
schon Videotext. 

»Business-« oder »consumer-Markt«? 

Häufig wird die Frage aufgeworfen, ob der 
»business-« oder der »consumer-Markt« die trei­
bende Kraft darstellt, um Multimedia-Anwen­
dungen zum Durchbruch zu verhelfen. Z.B. hat­
ten sich Computer, Fax-Geräte oder die Mobil­
kommunikation zunächst im geschäftlichen Be­
reich durchgesetzt, bevor sie auch im privaten 
Konsumentenbereich ihren Markt fanden. Daß 
sich zunächst der Konsumbereich, dann der ge­
schäftliche Markt entwickeln müsse, wird auf der 
anderen Seite mit den notwendigen Milliarden­
investitionen in Netzausbau und Multimedia-In­
frastruktur begründet, die sich nur über einen 
Massenmarkt finanzieren ließen. In einem Gut-
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achten für das TAB kommt das 
Beratungsunternehmen Booz-Al­
len & Hamilton zu der Ein­
schätzung, daß im Jahr 2000 der 
Markt für geschäftliche Multime­
dia-Anwendungen (ohne Ausga­
ben für Netzinfrastruktur) bei 
deutlich über zehn Milliarden DM 
und der Markt für netzgestützte 
Multimedia-Anwendungen im pri­
vaten Bereich bei ca. fünf bis sieben 
Milliarden liegen könnte ( ohne 
Multimedia-Endgeräte). Dem ge­
schäftlichen Bereich werden also 
für diesen Zeitraum die größeren 
Chancen eingeräumt. 

Es könnte aber auch sein, daß 
sich beide Märkte weitgehend un­
abhängig voneinander entwickeln 
und daß es keine (oder nur eine sehr 
geringe) Abhängigkeit zwischen 
der Erschließung des einen und des 
anderen Marktes gibt. Dann wäre 
die Diskussion um das »Wer zu­
erst?« überbewertet. 

Erwarteter Umsatz im 
Multimedia-Markt -- Schätzungen 
und Vergleichszahlen 

- Schätzung von Booz-Allen & 
Hamilton für das Jahr 2000 für 
den Markt geschäftlicher Multi­
media-Anwendungen: 10 Milli­
arden DM. 

- Schätzung von Booz-Allen & 
Hamilton für das Jahr 2000 für 
den Markt privater Multimedia­
Anwendungen: 5 bis 7 Milliar­
den DM. 

- Umsatz der Automobilindustrie 
1991: 290 Milliarden DM. 

- Umsatz der Telekom mit Tele­
fondiensten 1993: 43 Milliarden 
DM. 
Verlagsumsatz mit Büchern 
1990: 10 Milliarden DM. 

- Umsatz mit Computerspielen 
1993: 1,5 Milliarden DM. 

- Umsatz Pay-TV-Kanal Premie­
re 1993: 0,35 Milliarden DM. 

- Umsatz mit Datex-J (Btx) 1994: 
0,25 Milliarden DM 

Alle Zahlen für Deutschland. 

Multimedia-Dienste im 
öffentlichen Bereich 

Neben den geschäftlichen und 
privaten Multimedia-Anwendun­
gen und - Märkten ist ein dritter 
Bereich nicht zu vergessen, der öf­
fentliche Bereich. Hier sind sowohl 
die Arbeitsprozesse in der öffentli­
chen Verwaltung als auch das Ver­
hältnis des Bürgers zum Staat ange­
sprochen. Anwendungen in Schu­
len und Universitäten oder auch in 
Krankenhäusern sind ebenfalls von 
Bedeutung. Eine öffentliche Beach­
tung haben die Versuche und Pläne 
für einen multimedialen Daten­
verbund zwischen den Regierungs­
stellen in Bonn und Berlin gefun­
den, der die gemeinsame Arbeit an 
verteilten Orten unterstützen soll 
(Polikom). Im öffentlichen Bereich 
sind besondere Verhältnisse anzu­
treffen, da die öffentlichen Haus­
halte (insbesondere bei den Ge­
meinden) einerseits unter einem be­
sonders starken finanzielen Druck 
stehen, andererseits die öffentliche 
Hand in Teilbereichen durchaus 
auch Pilotvorhaben initiieren und 
mit zukunftsträchtigen Anwen­
dungen vorangehen kann, wenn 
diese politisch gewollt sind. Zu be­
achten ist auch, daß es bezüglich 
der Anwendung von Informations- · 
und Telekommunikationstechnik 
in der öffentlichen Ve1-waltung 
ebenfalls eine langjährige Diskussi­
on über mehr oder weniger erfolg­
reiche Vorhaben gibt. 

Hoffnungen und 
Versprechungen 

Mit dem neuen »Multimedia­
zeitalter« verknüpfen sich eine Fül­
le von Hoff nun gen und V erspre­
chungen, deren Eintreten aber kei­
neswegs als gesichert gelten kann. 
In der Vorstudie werden solche 
»Streitfragen« identifiziert und teil­
weise auch schon bearbeitet. Drei 
Themen seien hier beispielhaft an­
geführt. 



nen Teknologina:vnet gerade arbeitet. Im Rah­
men größerer Projekte wird Grundlagenmaterial 
für Diskussionsveranstaltungen ausgearbeitet, das 
Informationen über das Thema und eine Anlei­
tung darüber enthält, wie eine solche Diskussion 
durchgeführt werden kann. Gefördert werden 
jährlich etwa 80 bis 100 Veranstaltungen. 

Zukunft von Teknologinrevnet 

Wie bereits erwähnt, hat die däni­
sche Regierung soeben einen Ge­
setzentwurf über die Zukunft des 
TA-Organs vorgelegt. Das jetzige 
Gesetz ist bis zum 1. August 1995 
in Kraft. Der Inhalt des Gesetzent­
wurfes wurde inner- und außerhalb 
der Koalitionsparteien lebhaft dis­
kutiert, und eine Hearingrunde von 
Organisationen und Institutionen 
führte zu einer heftigen Kritik des 
ursprünglich vorgelegten Entwur­
fes. Darüber hinaus war die Geset­
zesvorlage natürlich auch Gegen­
stand erheblicher Aufmerksamkeit 
in der dänischen Presse, sowohl in 
den Zeitungen als auch in Radio 
und TV. 

Ein gemeinsamer Zug der Stel­
lungnahmen während des Hearings 
war der klare Widerstand gegen die 
ursprüngliche Absicht, die TA­
Einrichtung organisatorisch direkt 
dem kürzlich gebildeten For­
schungsministerium zu unterstel­
len. Man meinte u.a., daß Tek­
nologina:vnet hierdurch seine Un­
abhängigkclt verlieren würde. Die 
neue Gesetzesvorlage hat diese Kri­
tik berücksichtigt und Tekno­
logirddet (The Danish Council of 
Technology Assessment) - wie 
Telmologina:vnet in Zukunft hei­
ßen soll - organisatorisch dem 
Folketing unterstellt. 

Die Gesetzesvorlage - mit deren 
Verabschiedung Anfang 1995 zu 
rechnen ist - bewirkt, daß Telmo­
logiradet zu einer ständigen Ein­
richtung wird. Telmologiradet 
wird denselben Aufgabenbereich 
haben wie T elmologina:vnet; es 
wird jedoch besonderer Wert auf 
eine Stärkung der internationalen 
Kooperation gelegt. 

Teknologiradet wird sich aus ei­
nem Vorstand und einem Beirat zu­
sammensetzen. Der Vorstand wird 
10 Mitglieder und einen Vorsitzen­
den haben. Der Vorsitzende und 
drei Mitglieder des Vorstandes 
werden vom Minister ernannt, die 
übrigen von verschiedenen däni­
schen Organisationen. Der Beirat 
besteht aus bis zu 50 Personen, von 
denen der weitaus größte Teil von 
gesellschaftlichen Organisationen 
benannt wird. Er dient als offenes 
Forum für die Technologiedebatte 
und hat keine formellen Befugnisse. 

In der ersten Fassung des Geset­
zes war eine markante Reduktion 
des Mitarbeiterstabes des Sekretari­
ats vorgesehen. Man meinte, daß 
der größte Teil der Aufgaben von 
externen Beratern übernommen 
werden könnte. Sowohl Teknolo­
gina:vnet als auch eine Reihe däni­
scher Organisationen protestierten 
heftig gegen Personalkürzungen, 
da diese die Qualität der Arbeit be-
einträchtigen würden. Dieser Ge­

sichtspunkt wurde durch eine soeben erschienene 
Bewertung von STOA, der TA-Einrichtung des 
Europäischen Parlamentes, unterstützt, die das­
selbe Problem ansprach. Der Gesetzesentwurf 
wurde daher in diesem Punkt wesentlich geän­
dert; das Sekretariat bleibt in seiner jetzigen Form 
erhalten. 
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laufende und geplante Aktivitäten 

Telmologina:vnet arbeitet derzeit an folgenden 
Projekten: 

Querung des Femarn-Sund 

Geplant ist ein Hearing im März 1995 über den 
Entscheidungsprozeß bei größeren Infrastruktur­
Investitionen - hier die Verbindung zwischen Dä­
nemark und Deutschland; im Vordergrund steht 
die Einbeziehung der Bevölkerung in den 
Entscheidungsprozeß. 

Computermodelle 

Immer mehr politische Beschlüsse basieren auf 
Computermodellen, deren Grundlagen der Be­
völkerung verborgen sind und somit nicht in die 
demokratische Debatte mit einbezogen werden. 
Ein Pilotprojekt soll die Folgen aufdecken. 

Kinder und ED V 

Ein Pilotprojekt, das eventuelle Probleme von 
Kindern aus gesellschaftlichen Randgruppen 
beim Umgang mit Computern aufdecken und ge­
gebenenfalls Vorschläge zur Lösung vorlegen 
soll. 

Umweltgerechtes Design 

Ein Wettbewerb, der dazu anregen soll, bei der 
Gestaltung von Produkten zukünftig Umwelt­
aspekte stärker zu berücksichtigen. 

»Krypta-Politik« 

Ein Hearing im Frühjahr 1995, das evtl. Sicher­
heitsprobleme von Datennetzen aufdecken soll. 
Es geht zum einen darum, daß Datennetze nicht 
für Transaktionen illegaler Organisationen ge­
nutzt werden können; zum anderen um den 
Schutz des Bürgers vor einer Verletzung der 
Privatsphäre. 

Über diese Projekte hinaus stehen Nachfaß­
aktivitäten im Rahmen einer größeren Studie über 
das Arbeitsleben auf dem Programm - »Die Ar­
beit der Zukunft«. Weiterhin ist die Organisation 
von Diskussionsveranstaltungen im Anschluß an 
eine Konsensus-Konferenz über die Zukunft der 
Landwirtschaft - » Integrierte landwirtschaftliche 
Produktion« - geplant. 

Jan Eijlsted, Teknologintevnet 

Teknologia:vnet 
(The Danish Board of Technology) 
Antonigade 4 
DK-1106 Copenliagen K 
Tel.: 0045 33 32 05 03; 
Fax: 0045 33 91 05 09 



Politischer Handlungsbedarf? 

Vor ein, zwei Jahren konnte man fast nur auf 
Amerika mit der National Infrastructure Initiati­
ve (NII) der Clinton/Gore-Administration ver­
weisen, um zu belegen, wie wichtig dieses Thema 
in der Politik genommen wird. 1994 wurde »Mul­
timedia« auch in Europa und Deutschland zu ei­
nem zentralen politischen Themenfeld. Im Mai 
1994 veröffentlichte die EU den sogenannten 
»Bangemann-Bericht« zur europäischen und glo­
balen Informationsgesellschaft. Der G7-Gipfel im 
Februar 1995 in Brüssel wird sich mit diesem The­
ma beschäftigen. Die Bundesländer haben (wie 
oben ausgeführt) eine Reihe von Pilotversuchen 
initiiert. Baden-Württemberg hat eine Enquete­
Kommission dazu eingerichtet. Das Bundesfor­
schungsministerium konzentriert eine Reihe von 
Projekten auf damit zusammenhängende Frage­
stellungen. 

Selbstverständlich geht es auch um konkrete 
Gesetzesvorhaben. Das Rundfunk- und Medien­
recht (teilweise Länderhoheit, teilweise auch auf 
EU-Ebene angesiedelt) muß an die neuen Ent­
wicklungen angepaßt werden. Es gibt bereits 
Stimmen, daß die gegenwaruge Rechtsun­
sicherheit Investitionen in diesem Bereich verhin­
dere. Aber auch Fragen des Datenschutzes und 
der Datensicherheit, des Jugendschutzes, des 
Verbraucherschutzes, des Urheberrechts und vie­
les andere mehr müssen im Lichte der sich än­
dernden Verhältnisse überprüft und bestehende 
Regelungen gegebenenfalls angepaßt werden. Wie 
sich aus einem Expertengespräch zum Thema 
Multimedia mit Vertretern aus Industrie, Verbän­
den, Wissenschaft und Politik, das das TAB zu­
sammen mit Booz-Allen & Hamilton durchge­
führt hat, zeigt, wird weitgehend einheitlich ein 
großer Regulationsbedarf in diesen Fragen gese­
hen. Die anstehenden Investitionsentscheidungen 
sind auf stabile und vernünftige gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen angewiesen. 
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Aktivitäten des TAB zum Thema Multimedia 

- Seit April 1994: Monitoring-Vorhaben Multi-Media. Gutachten u.a. zu 
Stand, Entwicklungen und Problemen von Multimedia Anwendungen 
in Deutschland, zur Lernwirksamkeit und zur Rezeption von Multime­
dia-Systemen, zu Multimedia in Privathaushalten. 
Juni 1994: Beschluß über die Durchführung eines TA-Projekts mit einer 
Vorstudie. 
Oktober 1994: Durchführung eines Expertengesprächs mit Vertretern 
aus Industrie, Verbänden, Wissenschaft und Politik. 

- Dezember 1994: Veröffentlichung des Monitoring-Gutachtens für das 
TAB von Booz-Allen & Hamilton (»Zukunft Multimedia«. Frankfurt: 
IMK 1995). 

- Weitere Gutachten im Rahmen der Vorstudie u.a. zu den drei 
Anwendungsbereichen Wirtschaft, Privathaushalte und öffentlicher Be­
reich, zu Varianten des Netzausbaus für Multimedia, zu Digitalen 
Radiosystemen (DAB), zur Verarbeitung des Themas Multimedia in 
den Medien. 

- Januar 1995: Durchführung eines Innovationsworkshops zu Multime­
dia in der öffentlichen Verwaltung. 

- April 1995: Abschluß der Vorstudie. 

Die Aktivitäten des TAB zu Multimedia werden inhaltlich koordiniert 
und durchgeführt von der Abteilung für Angewandte Systemanalyse des 
Forschungszentrums Karlsruhe (Kontakt: Ulrich Riehm, Postfach 3640, 
76021 Karlsruhe; Tel.: 07247/82-3968; 
Electronic Mail (X400): afs778@ucla.hdi.kfk.d400.de.) 

Dies führt zu der Frage, welche 
Rolle der Staat hier übernehmen 
sollte? Diese Frage ist nicht unab­
hängig von der Frage nach den 
Zielvorstellungen - oder Visionen -
für eine multimediale Gesellschaft 
zu beantworten. Geht es nur um 
eine Vermehrung der medialen An­
gebote oder um eine Neube­
stimmung der Rolle der Medien­
rezipienten als gleichberechtigte 
Teilhaber im gesellschaftlichen 
Kommunikationsprozeß? Geht es 
in erster Linie um Video-on­
demand, die V erhundertfachung 
der Fernsehkanäle oder geht es 
auch um die Vernetzung von Schu­
len, Universitäten, Bibliotheken 
und Krankenhäusern mit dem Ziel 
der Leistungssteigerung? Ist Multi­
media ein Beitrag zur Stärkung der 
internationalen Wettbewerbsfähig­
keit oder sind multimediale An­
wendungen für den »Standort 
Deutschland« doch weitgehend ir­
relevant? 

Je nach der Beantwortung dieser 
Fragen und abhängig von den 

Zielvorstellungen, Leitbildern oder 
Visionen der Informationsgesell­
schaft muß auch die Frage nach der 
Rolle des Staates unterschiedlich 
beantwortet werden. Diese Rolle 
kann sehr aktiv definiert werden, 
wenn Datenautobahnen und Mul­
timedia-Anwendungen als wesent­
licher Teil der gesellschaftlichen In­
frastruktur angesehen werden. Sie 
kann auch passiv bestimmt werden, 
wenn die multimedialen Produkte 
und Dienste ganz den Kräften des 
Marktes überlassen werden sollen. 
Selbstverständlich gibt es zwischen 
diesen Extrempositionen Abstu­
fungen, was das Ausmaß des finan­
ziellen Engagements, der Regulie­
rungsdichte oder auch der poli­
tisch-gesellschaftlichen Initiative 
des Staates anlangt. Eine TA zu 
Multimedia jedenfalls steht vor der 
Aufgabe, solche Fragen zu stellen 
und Optionen aufzuzeigen. 
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TA-Aktivitäten im In- und Ausland: 
Die TA-Einrichtung des Dänischen Parlamentes stellt sich vor 

Teknologincevnet -
The Danish Board ofTechnology 

Ziel des vom dänischen Parla­
ment eingesetzten Tekno­
loginmvnet (Danish Board of 
Technology) ist die Untersu­
chung der Chancen und Risiken 
technischer Neuerungen für die 
Gesellschaft und die Förderung 
der öffentlichen Technologie­
debatte. Seit 1986 spielt 
Teknologinmvnet eine zentrale 
Rolle in den öffentlichen Debat­
ten um neue Technologien in 
Dänemark. International bekannt 
wurde Teknologinmvnet insbe­
sondere durch das hier entwik­
kelte Instrument der »Kon­
sensus-Konferenzen«, das heute 
in mehreren Ländern angewandt 
wird. Die gesetzliche Grundlage 
der Arbeit von Teknologinmvnet 
wird derzeit revidiert. Der 
dänische Forschungsminister 
wird voraussichtlich im Januar 
1995 einen Gesetzesentwurf 
vorlegen, der vorsieht, daß die 
bisherigen Aufgaben von 
Teknologinmvnet von 
Teknologirädet (The Danish 
Council of Technology 
Assessment) übernommen 
werden - der gesetzliche Rah­
men wird somit neu sein, der 
Aufgabenbereich bleibt dersel­
be. 

Rückblick Organisation 

Teknologina::vnet wurde 1986 durch die Verab­
schiedung eines Gesetzes im dänischen Parla­
ment, dem Folketing, eingerichtet, um ein von der 
jeweiligen Regierung unabhängiges Gremium zur 
Untersuchung von Fragen und Problemen der 
Implementation neuer Technologien zu schaffen. 
Man verfolgte dabei einen doppelten Zweck: Zum 
einen sollten für eine konstruktive, nutzbringen­
de gesellschaftliche Technologiedebatte erforder­
liche Untersuchungen durchgeführt werden; zum 
anderen sollten die Ergebnisse dieser Untersu­
chungen der Bevölkerung vermit-

T elmologina::vnet ist seit seiner 
Einrichtung unmittelbar dem Fol­
keting unterstellt und hat keine ei­
gentliche Verbindung zu den Res­
sortministerien. Teknologina::vnet 
besteht aus einem lSköpfigen 
»Board« und einem Sekretariat. Die 
Mitglieder des Board werden von 
wissenschaftlichen Einrichtungen, 
anderen öffentlichen Einrichtun­
gen und Interessenverbänden vor­
geschlagen. Nach dem Gesetz wird 
nach jeder Parlamentswahl ein be­
sonderer Ausschuß eingerichtet, 
der die Arbeit von Teknolo-

telt und an Regierung und Folke-
ting weitergegeben werden. Die 
wichtigsten Adressaten von Tekno­
logina::vnet sind somit das Folke­
ting und die allgemeine Öffentlich­
keit. 

T eknologina::vnet beschäftigt 
sich nicht mit der Vorbereitung von 
Gesetzen. Ziel ist vielmehr die 
ganzheitliche Bewertung der Chan­
cen und Risiken technischer Neue­
rungen für die Gesellschaft wie 
auch für den einzelnen Bürger so­
wie die Unterstützung und Förde­
rung der öffentlichen Tech­
nologiedebatte. 

Technikfolgen-Abschätzung bil­
det somit den Kern der Tätigkeiten 
von Teknologina::vnet. Die Ein­
richtung hat zur Aufgabe, sich ei­
nen Überblick über die technologi­
sche Entwicklung und die damit 
verbundenen Änderungen der ge­
sellschaftlichen Verhältnisse zu 
verschaffen. Dazu gehört auch, daß 
man sich über das Technology 
Assessment im Ausland auf dem 
laufenden hält. Teknologina::vnet 
ist das dänische TA-Organ, das 
über alle wesentlichen Debatten 
und Forschungsvorhaben auf die­
sem Gebiet außerhalb Dänemarks 
orientiert ist. 

gina::vnet verfolgt und seine Unabhängigkeit si­
chern soll. Dieser Ausschuß ernennt 4 der Mit­
glieder des Board; eines davon ist zugleich der 
Vorsitzende. 

Teknologina::vnet beschließt, welche techni­
schen Fragen und Problemstellungen näher un­
tersucht werden sollen. Diese Aufgaben werden 
fachkundigen Journalisten, Forschern und ande­
ren Personen übertragen, die ein Gutachten er­
stellen. Diese Gutachten werden veröffentlicht 
und sollen als Grundlage für die öffentliche De­
batte dienen. Ein zentrales Element der Arbeit 
von Teknologina::vnet ist somit die Vermittlung 
eines Dialogs zwischen Fachleuten und Laien im 
weitesten Sinne - sowohl im Rahmen des TA­
Prozesses, der zu einer ganzheitlichen Bewertung 
führen soll, als auch im Hinblick auf die Vermitt­
lung der Ergebnisse. 

Die Wahrnehmung und Ausführung der Akti­
vitäten von Teknologina::vnet obliegt dem Sekre­
tariat. Das Sekretariat besteht aus etwa 13 Mitar­
beitern; hinzu kommt eine wechselnde Anzahl 
von Projektberatern, die für konkrete Projekte 
über kürzere Zeiträume angestellt werden. Das 
Sekretariat setzt sich aus drei Einheiten zusam­
men: Verwaltung, Information und Projekte. 
Letztere bilden das Kernstück der Arbeit des Se­
kretariats. Informations- und Projekteinheit ar­
beiten in den einzelnen Projekten und den damit 
verbundenen Aktivitäten eng zusammen, so daß 
sowohl die Erarbeitung von Ergebnissen als auch 
deren Vermittlung gemeinsam eingeleitet und ko­
ordiniert werden können. 



Nachsorgcndcr Umweltschutz 

Re levante Techniken 

Abwasserbehandlung 

Abfallbehand lung 

Kompensatorischer Umweltschutz 

Rele1•an te Techniken 

Vorsorgender Umweltschutz 

Relevante Technil<cn 

Additive Umwelttechnik 
Filtertechniken 
Entschwefelung 
Entstickung 
Kata lysatoren 

Umweltbeobachtung 

Relevante Techniken 

Techniken der Wasser-, Luft-, 
Bodenqualitätsüberwachung 

Lebensmittelübenvachung auf 
Schadstoffkonzentrationen Sanierungstechnologien 

(Bodendekontaminierung, 
Gewässersanierung) 

sekundäres Recycling 

Erhöhung der Belastbarkeit von 
Umweltmedien und Ökosystemen 

Kalken von Wäldern, sonstige 
forstwirtschaftliche Maßnahmen 
Belüftung von Gewässern 
biotechnologische Maßnahmen 
zur Anpassung an veränderte Um­
weltbedingungen (z.B . Klimaän­
derungen) 

Erosionsschutz 

Integrierte Umwelttechnik 
Material- und energieeffi­
zientere Produktionsprozesse 
Ersatz umweltschädlicher Ein­

satzstoffe 

extraterrestrische Umwelt­
beobachtung 

Lännmeßtechnik 

Küstenschutz 

Lärmschutzwände 

Substitution umweltschädlicher 
Produktionprozesse und Produkte 

Primäres Recycling 

Dienstleis tungen 

Altlastenerkundung 

kommunale Abfallentsorgung 
UVP für Entsorgungsanlagen 

Dienstleistungen 

Managementkonzepte für nach­

haltige Bewirtschaftung von 
Ökosystemen 

Dienstleistungen 

UVP für Industrieanlagen 

Öko-Audit 

- Dienstleistungen 

Durchführung von Meß­

kampagnen 

• Recyclingfähigkeit bzw. umweltverträglichere 
Entsorgung unvermeidbarer Reststoffe und nicht 
mehr brauchbarer Produkte. 

Integrierte und additive Umwelttechnik sollten 
als Eckpunkte eines technologischen Kontinuums 
aufgefaßt werden. Integrierte Umwelttechnik 
steht dann für die ökologisch weitreichendste 
Technologie, die zur technischen Erfüllung einer 
Problemlösung zur Verfügung steht, die aber 
durchaus auch additive Techniken umfassen 
kann. Beispielsweise sollte auch das vielzitierte 3-
Liter-Auto mit einer Abgasrückhaltetechnik aus­
gestattet sein. 

Die Erfassungsprobleme beim Markt für 
Umwelttechnik 

Der Versuch, das Marktvolumen für Umwelt­
technik zu quantifizieren und qualitative Aussa­
gen über zukünftige Marktpotentiale zu machen, 
stößt auf erhebliche empirische bzw. wirt­
schaftsstatistische Probleme. Sie sind u.a. auf fol­
gende Ursachen zurückzuführen: 

Eine Umweltschutzindustrie im Wortsinne 
gibt es nicht. Die Anbieter von Umweltschutz-
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gütern sind unterschiedlichen 
Branchen zuzurechnen, vorwie­
gend dem Maschinenbau, der 
Elektrotechnik, der Feinmechanik 
und Optik, der Herstellung von Ei­
sen-, Blech- und Metall-Waren, der 
Bauwirtschaft und den Dienstlei­
stungen. 
• Viele Güter, die im Umwelt­
schutz Anwendung finden, werden 
auch für andere Verwendungen ge­
nutzt (Multi-purpose-Produkte). 
• Umweltschutzgüter sind einem 
raschen Wandel unterworfen, weil 
der Markt für Umweltschutzgüter 
stark von dem Zeitablauf unter­
schiedlich strukturierter gesetz­
geberischer Aktivitäten abhängt. 
• Der Begriff Umweltschutz wird 
von verschiedenen Autoren unter­
schiedlich abgegrenzt; so werden 
z.B. energiesparende Maßnahmen 
oder der Einsatz regenerativer 
Energieträger teilweise dem Um­
weltschutz bzw. den integrierten 
Umwelttechniken zugeordnet. 

Bei integrierter Umwelttechnik 
läßt sich der dem Umweltschutz 
dienende Anteil einer Investition 
oder eines Produktes in der Regel 
nicht wertmäßig isolieren. 

Vor diesem Hintergrund ist es 
erklärlich, daß von einem allgemei­
nen Konsens oder einer gemeinsa­
men »Schnittmenge«, was den Be­
griff Umweltschutzindustrie oder 
Umweltgüter angeht, derzeit nur 
bedingt gesprochen werden kann 
und daß die vorliegenden Schät­
zungen des Marktvolumens eme 
große Spannweite aufweisen. 



Vom Gegenstand her ähnlich, 
vom politischen Kontext und vom 
V erfahren her unterschiedlich gela­
gert war das Projekt des TAB zur 
»Biologischen Sicherheit bei der 
Nutzung der Gentechnik« (vgl. 
TAB-Arbeitsbericht Nr. 20; Bun­
destags-Drucksache 12/7095). Im 
Zentrum des Projektes stand die 
Frage nach den wissenschaftlichen 
Erkenntnissen und Kontroversen 
zur Frage der »Biologischen Sicher­
heit«, also der Risiken der Gen­
technologie im allgemeinen. Ziel 
war es, die wissenschaftliche, dane­
ben aber auch die öffentliche und 
rechtliche Kontroverse um die Fra­
ge der Sicherheit gentechnischer 
V erfahren und Anlagen darzustel­
len, strittige Punkte, aber auch 
Konsens herauszuarbeiten. Damit 
sollten dem Bundestag Schlußfol­
gerungen zum künftigen Bedarf an 
Sicherheitsforschung, zur Bewer­
tung der rechtlichen Regelungen 
von »biologischer Sicherheit« und 
zu den Verständigungsmöglich­
keiten in der öffentlichen Diskussi­
on ermöglicht werden. Die Orien­
tierung auf »Politikberatung« und 
politische Entscheidung war hier 
unmittelbarer als im Falle des Pro­
j,ektes des WZB - vor allem auch 
deshalb, weil das Projekt unmittel­
bar nach der Verabschiedung des 
Gentechnikgesetzes vom Bundes­
tag in Auftrag gegeben und zeitlich 
parallel zur Diskussion um eine 
Novelle des Gentechnikgesetzes 
durchgeführt wurde. Die Diskursi­
vität des Verfahrens wurde in die­
sem Projekt nicht in der Konse-

von Parallelgutachten an die Vertreter kon­
troverser Positionen zur Frage der Risiko­
bewertung, durch wechselseitige und ergänztlnde 
Kommentare dieser Gutachten und nicht zuletzt 
durch die Organisation eines Workshops mit 
Vertretern relevanter gesellschaftlicher Gruppen. 

Umweltverbände, etc.), wurden in 
Zusammenarbeit mit Experten 
strittige Fragen wie das tatsächliche 
Mengenaufkommen an Sonderab­
fall, die Potentiale zur Sonderab­
fallvermeidung und geeignete poli­
tische Instrumente und Technolo-

Konfliktmittlung bei 
behördlichen 
Planungsentscheidungen 

In erster Linie auf der Ebene der 
Konfliktmittlung im Vorfeld kon­
kreter adminstrativ-planerischer 
Entscheidungen und nicht auf der 
Ebene der Klärung letztlich wis­
senschaftlicher Fragen der Bewer­
tung einer Technologie und ihrer 
Risiken waren zwei weitere vorge­
stellte Verfahren angesiedelt. In 
beiden Fällen bildeten entsor­
gungspolitische Fragestellungen 
den Gegenstand des Verfahrens. 

Das von Prognos im Auftrag des 
Baden-Württembergischen Um­
weltministers organisierte »Forum 
zur Sonderabfallwirtschaft in Ba­
den-Württemberg« hatte die Suche 
nach einem konsensfähigen Kon­
zept zur Sonderabfallwirtschaft für 
das Land zum Ziel, nachdem es zu 
Protesten gegen zwei geplante 
Sonderabfallverbrennungsanlagen 
gekommen war. In insgesamt sechs 
Sitzungen, an denen 60 Vertreter 
von rund 30 Verbänden und Insti­
tutionen teilnahmen (Gewerk­
schaften, Industrieverbände, Kir­
chen, Kommunalverbände, Mini­
sterien, Parteien, Natur- und 

quenz verwirklicht, wie dies im 
WZB-Projekt möglich war - u.a. schon deshalb 
nicht, weil Thematik und Fragestellung des Ver­
fahrens durch Auftrag des Bundestages feststan­
den und nicht durch die Teilnehmer eines 
Diskurses modifizierbar waren. Lag die Pro­
zeßkontrolle somit beim Projektteam, so wurde 
doch auf verschiedene Weise versucht, dem Prin­
zip »Diskursivität« Rechnung zu tragen - etwa 
durch Interviews mit Vertretern verschiedei:ier 
gesellschaftlicher Gruppen, durch die Vergabe 

gien diskutiert. Zum Teil deutlich 
von dem bis dato vorliegenden 
Konzept abweichende Feststellun­
gen und Empfehlungen (beispiels­
weise zur Sonderabfallverbren­
nung) wurden dem Umwelt­
minister zur Berücksichtigung im 
zukünftigen Sonderabfallwirt­
schaftskonzept übergeben. 

Das im Bereich der Entsorgungspolitik »klassi­
sche« Problem der Standortfrage stand im Mittel­
punkt eines von der Akademie für Technikfol­
genabschätzung in Baden-Württemberg durchge­
führten Standortsuche für eine Restmülldeponie 
im Kanton Aargau (Schweiz). Auch hier waren 
Proteste gegen einen geplanten Standort politi­
scher Anlaß für die Entscheidung, ein Standort­
suchverfahren unter weitestmöglicher Beteiligung 
der Bevölkerung durchzuführen. Es wurden vier 
Kommissionen gebildet, auf die Bürger aus drei­
zehn als Standort in Frage kommenden Gemein­
den aufgeteilt wurden. Diese Kommissionen ent­
wickelten - unterstützt durch Experten und vom 
durchführenden Forschungsteam - Kriterien für 
eine Standortauswahl, beurteilten danach die 
Standorte und legten schließlich, nach einer 
Gewichtung der Kriterien, eine Rangordnung der 
möglichen Standorte fest. Die Ergebnisse lagen, 
obwohl die Kommissionen unabhängig vonein­
ander tagten, nur wenig auseinander. Die schließ­
lich getroffene Auswahl wurde auch von den Be­
hörden als maßgeblich für ihre Planungen akzep­
tiert. 



tumsraten des Umweltschutzmarktes werden für 
Südeuropa und für den südostasiatischen Raum 
erwartet. Insbesondere hier trifft ein steigender 
Umweltschutzbedarf auf eine kaufkräftige Nach­
frage . Auf dem Weltmarkt werden die höchsten 
Steigerungsraten im Umwelttechnikbereich Ab­
fall (incl. Recyclingtechniken) und im Dienst­
leistungssektor prognostiziert (siehe Tabelle 2). 

Beim Weltaußenhandel mit Umwelttechnik 
nimmt die Bundesrepublik Deutschland eine füh­
rende Position ein. Verschiedene Indikatoren, an­
hand derer sich die internationale Wettbewerbs­
fähigkeit abschätzen läßt, deuten darauf hin, daß 
die Aussichten der deutschen Industrie auf diesem 
Markt überdurchschnittlich gut sind. Aus der 
Patentstatistik ergibt sich, daß Deutschland auch 
bei den Umwelttechnik-Erfindungen weltweit 
führend ist. In den 80er Jahren konnte im 
Innovationsbereich der Umwelttechnik die 
Spitzenposition gehalten bzw. sogar weiter ausge­
baut werden. 

Umwelttechnische Innovationsprozesse -
Probleme und Chancen 

Als Voraussetzung für die Abschätzung zu­
künftiger Marktpotentiale ist zunächst zu unter­
suchen, wie integrierte umwelttechnische Neue­
rungen in die Innovationsprozesse eingebaut wer­
den können. Produktionsprozesse und Produkte 
werden in den seltensten Fällen völlig neu konzi­
piert. Wenn dies jedoch der Fall ist, steigen die 
Chancen des integrierten Umweltschutzes. Vor­
wiegend sind industrielle Innovationsprozesse je­
doch inkrementeller Natur, da nur bestimmte 
Teile oder Komponenten von eingeführten Pro­
dukten und Produktionsprozessen modernisiert 
werden. Unternehmen scheuen sich aus verschie­
denen Gründen, auf andere Technologielinien zu 
wechseln. Vielmehr reizen sie die einmal einge­
schlagenen Wege innovatorisch aus. Ein Wechsel 
birgt Risiken, wie z.B. fehlendes Know-how, Un­
sicherheiten über die Störanfälligkeiten neuer 
Prozesse, umstellungsbedingte größere Produk­
tionsunterbrechungen, vorzeitige Abschreibung 
bzw. Stillegung vorhandener noch funktionieren­
der Anlagen ("sunk costs«) etc. Einmal einge­
schlagene Technologielinien werden deshalb erst 
abgelöst, wenn die Vorteilhaftigkeit konkurrie­
render neuer Technologien sehr offenkundig 
wird. Dies gilt generell für technologische Inno­
vationen und auch für umwelttechnologische In­
novationen. Damit läßt sich auch das Be­
harrungsvermögen hergebrachter additiver Tech­
nik gegenüber integrierter Umwelttechnik teil­
weise erklären. 
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Da integrierte Umwelttechnik 
per definitionem in Produktions­
verfahren und Produkte integriert 
ist, muß deren Implementation be­
reits in den ersten Entwick­
lungsphasen neuer Produkte und 
Produktionsprozesse mitgeplant 
werden. Für additive Umwelt­
technik dagegen ist das sog. Inno­
vationsfenster länger offen. Außer­
dem sind die notwendigen Zeiträu­
me für die Entwicklung und Um­
setzung von integrierter Umwelt­
technik mit 6 bis 10 Jahren bedeu­
tend länger als bei additiven Tech­
niken. Für vorsorgenden Umwelt­
schutz mittels integrierter Umwelt­
technik sind deshalb · frühzeitige 
Kenntnisse über normative Rah­
menbedingungen mit entschei­
dend. 

Die integrierte Umwelttechnik 
hat weiterhin u.a. damit zu kämp­
fen, daß die verschiedensten 
Technologiebereiche, Wirtschafts­
zweige und Umweltmedien bereits 
durch die Anwendung additiver 
Umwelttechnik gleichsam okku­
piert und damit die Bahnen für die 
Fortsetzung und Intensivierung 
der Anwendung additiver Technik 
vorgezeichnet sind. Dies trifft in 
besonderem Maße auf die Bereiche 
Gewässerschutz und Abfallwirt­
schaft zu, für die sich zunehmend 
eigenständige Unternehmen auf 
privatwirtschaftlicher Basis ("Nach-

sorgewirtschaft«) herausgebildet 
haben. Offen ist bisher, mit wel­
chen geeigneten Mitteln hier eine 
nennenswerte T endenzumkehr hin 
zu einem ökologisch und ökono­
misch vorteilhaften Miteinander 
von additiver und integrierter 
Umwelttechnik bewirkt werden 
könnte. 

Unternehmensinterne 
Hemmnisse 

Weiterhin bestehen eme Reihe 
von unternehmensinternen Hemm­
nissen für integrierte Umwelt­
technik. Der Umweltschutz wird 
heute in den Unternehmen noch 
weitgehend als Restriktion und 
nicht als Markt- und Innovations­
chance gesehen. Die strategische 
und ökologische Grundhaltung der 
Unternehmen wird bislang noch 
von einer weitgehend defensiven 
und reparativen Verhaltensweise 
bestimmt, was zugleich den bishe­
rigen Trend zu additiven Techni­
ken begründet. Grundsätzlich ist 
der Umweltschutz in die Grund­
sätze der betrieblichen Kernfunk­
tionsbereiche, wie Forschung, Ent­
wicklung und Produktion, inte­
griert; jedoch erfolgt eine aus­
drückliche Ausformulierung des 
Umweltschutzes als Bereichsziel 
nur selten. Die Integration von 
Umweltschutzfragen in betrieb­
liche Querschnittsfunktionen, wie 
das Controlling, findet dagegen 

häufig nicht statt. Funktionsübergreifende Kon­
zepte oder gar eine Druchdringung der gesamten 
Organisation mit Umweltschutzaufgaben stellen 
nach wie vor eine Ausnahme dar. Schließlich kann 
die erhöhte Komplexität bei der Betrachtung inte­
grierter Umwelttechnik Unternehmen bei der 
Organisation des Entscheidungsprozesses über­
fordern, so daß sie auf bewährte Lösungen 
zurückgreifen und innovative Ansätze aus der Be­
trachtung ausklammern. 



Umweltpolitische Hemmnisse 

Schließlich basiert die Umwelt­
technik in der Bundesrepublik 
Deutschland auf einem medial aus­
gerichteten, detaillierten System 
von auflagenorientierten Instru­
menten. Die innovationshemmen­
de Wirkung des Ordnungsrechts 
auf den umwelttechnischen Fort­
schritt im allgemeinen und insbe­
sondere im Hinblick auf integrierte 
Umwelttechnik kann darauf zu­
rückgeführt werden, daß 

eine Dynamisierung technischer 
Standards praktisch administrativ 
nicht umgesetzt wird, 
• die stufenweise Fortschrei­
bungspraxis von Emissionsgrenz­
werten und produktionstech­
nischen Normen unvorhersehbar 
und unkalkulierbar sowie nicht an 
die betrieblichen Innovations­
zyklen angepaßt ist, 
• sich die Grenzwerte am Stand 
der Technik additiver Problem­
lösungen orientieren, 

Vollzugsdefizite im Bereich der 
nachträglichen Anordnung zu einer 
systematischen Bevorteilung von 
Altanlagen führen und 
• die Genehmigungspraxis stan­
dardisierte additive Umwelttech­
niken gegenüber individuellen inte­
grierten Techniken begünstigt. 

Zukünftige Marktpotentiale -
wachsender Markt für integrierte 
Umwelttechnik 

Es wird erwartet, daß die 
Umweltschutzinvestitionen in 
Deutschland bis zum Jahr 2000 auf 
einem hohen Niveau verbleiben 
bzw. sogar weiter ansteigen wer­
den. Bei einer Trendextrapolation 
ergibt sich ein Umweltschutz­
investitionsvolumen im öffentli­
chen Bereich und im verarbeiten­
den Gewerbe der Bundesrepublik 
Deutschland von insgesamt rund 
310 Mrd. DM für den Zeitraum von 
1991 bis zum Jahr 2000. Es liegen 
eine Reihe von Abschätzungen 

zum zukünftigen deutschen Umweltschutzmarkt 
vor, die von den einzelnen Umweltmedien bzw. 
Umweltschutzbereichen ausgehen und die im we­
sentlichen nur additive bzw. nachsorgende Um­
welttechnik berücksichtigen. Diese Abschätzun­
gen weisen eine erhebliche Bandbreite auf, da sie 
unterschiedlichen Definitionen und Abgrenzun­
gen der Umwelttechnik zugrundelegen, den 
umweltpolitischen Handlungsdruck und die zu­
künftige Umweltschutzgesetzgebung verschieden 
einschätzen sowie von unterschiedlichen Annah­
men über die weitere wirtschaftliche Entwicklung 
und die Situation-der öffentlichen und privaten 
Haushalte ausgehen. 

Schon das heutige Marktvolu-

der Definitions- und Erfassungs­
probleme nicht möglich. Eine zu­
nehmende Nachfrage nach inte­
grierter Umwelttechnik wird dabei 
teilweise auf Kosten der klassischen 
Umweltschutzindustrie gehen, da 
hier die Anbieter additiver Um­
welttechnik in einer Substitutions­
konkurrenz mit dem Investitions­
gütersektor stehen. Trotz der posi­
tiven Perspektiven für integrierte 
Techniken werden auf dem Um­
welttechnikmarkt aber auch zu­
künftig die additiven Techniken 
dominierend bleiben. Die integrier­
ten Umwelttechniken treffen nach men integrierter Umwelttechnik 

wird nur unvollständig erfaßt, da 
im Rahmen von Modernisierungen 
umweltfreundlichere Produktions­
verfahren und Produkte eingeführt 
werden, ohne daß diese als inte­
grierte Techniken betrachtet und 
erfaßt werden. Für die Zukunft 
wird in allen Wirtschaftsbereichen 

wie vor auf eine Reihe von Restriktionen, da sich 
die genannten Innovationshemmnisse nur teil­
weise durch veränderte umweltpolitische 
Rahmensetzungen beheben lassen. Ihre Bedeu­
tung wird daher nur allmählich zunehmen kön­
nen. • 

eine zunehmende Bedeutung von 
umweltfreundlicheren Produkt-
varianten und umweltschonen-
deren Prozeßtechniken, also von 
integrierter Umwelttechnik, erwar-
tet. Eine genaue quantitative Ab-
schätzung der zukünftigen Markt-
potentiale ist allerdings aufgrund 



Konzepte und Methoden: Workshop vom 26-28. Oktober 1994 in Stuttgart 

Diskurse als Mittel der Konfl,iktaustragung im 
Bereich der Technik( olgen-Abschätzung 

Öffentliche Debatten um neue Technologien, 
ihre Chancen und Risiken, ihre positiven und 
negativen Implikationen für die gesellschaftli­
che Entwicklung, ihre oft gegensätzliche 
Bewertung vor dem Hintergrund differieren­
der Vorstellungen von Sozial- und Umwelt­
verträglichkeit können als für moderne 
Gesellschaften normale Erscheinung gelten. 
Je größer die Bedeutung von Technik für den 
Bestand und die Zukunft der Gesellschaft, um 
so wahrscheinlicher sind Kontroversen um 
Sinn und Zweck technischer Innovationen. 
Daß dies zunehmend anerkannt wird, zeigt -
jenseits immer wieder zu hörender Klagen 
über eine vermeintliche Technikfeindlichkeit 
der Öffentlichkeit - die wachsende Zahl von 
Versuchen einer Gestaltung solcher Debatten 
im Sinne »sachlicher«, »rationaler«, »demo­
kratischer« Konfliktaustragung. Um die 
vorliegenden praktischen und theoretischen . 
Ansätze einer ersten Sichtung zu unterziehen, 
hatten die Abteilung für Angewandte 
Systemanalyse des Forschungszentrums 
Karlsruhe und das Büro für Technikfolgen­
Abschätzung beim Deutschen Bundestag 
zusammen mit der Akademie für Technikfol­
genabschätzung in Baden-Württemberg zu 
einem Workshop eingeladen, der vom 26.-
28.0ktober 1994 in den Räumen der Akademie 
für Technikfolgenabschätzung in Stuttgart 
stattfand. 

Der Workshop gliederte sich in 
die Vorstellung ausgewählter Pro­
jekte, die sich im weitesten Sinne 
um eine diskursive Gestaltung von 
Prozessen der Technikfolgen-Ab­
schätzung bemühen, und eine Dis­
kussion und Bewertung des Kon­
zeptes »Diskurs und TA« V?r dem 
Hintergrund theoretischer Uberle­
gungen. Die vorgestellten Projekte 
waren sowohl vom Gegenstand als 
auch von der Art der Durchfüh­
nmg und vom Kontext des Verfah­
rens her unterschiedlich angelegt. 
Diskursivität des Verfahrens (als 
Auswahlkriterium der Projekte) 
war weit gefaßt worden: Die Pro­
jekte sollten als argumentative Aus­
einandersetzung unter Anwesen­
den und unter Einschluß heteroge­
ner Interessengruppen und Stand­
punkte konzipiert sein. Zwei der 
Verfahren stellten den Versuch ei­
ner Organisation eines Diskurses 
über wissenschaftlich strittige Fra­
gen der Risikobewertung dar. Zwei 
andere waren als Mediationsver­
fahren angelegt. Geplant war die 
Präsentation eines Diskursverfah­
rens zu Fragen ethisch-politischer 
Bewertung neuei· Technologien, 
um einen weiteren Typ von »Tech­
nikdiskurs« zu diskutieren. Dies 
ließ sich leider aus organisatori­
schen Gründen nicht realisieren. 

TA-Diskurse zu Fragen 
wissenschaftlicher 
Risikoabschätzung 

Das vom Wissenschaftszentntm 
Berlin für Sozialforschitng durchge­
führte TA-Verfahren zu genetisch 
hergestellten heribizidresistenten 
Nutzpflanzen (BR-Technik) kann, 
was die Realisierung diskursiver 
Elemente angeht, als das anspruch­
vollste der vorgestellten Verfahren 
gelten. Die Bewertung der HR­
Technik wurde als weitgehend von 
den Teilnehmern (Vertreter von in 
der HR-Technik engagierten Un­
ternehmen, Umweltgruppen, Wis­
senschaftler) organisierte Debatte 
angelegt. Die Teilnehmer selbst 
übernahmen soweit wie möglich 
die Prozeßkontrolle, d.h sie be­
schlossen nach einer Initiativ­
einladung des Projektteams über 
den endgültigen Teilnehmerkreis 
und die Thematik. Sie wählten als 
koordinierendes Gremium einen 
Ausschuß, in dem alle beteiligten 
Gruppen vertreten waren. Grund­
idee des Verfahrens war die Her­
stellung von »Argumentations­
zwang«, wodurch man sich . die 
V erpflichung der Teilnehme~ a_uf 
»Sachrationalität« erhoffte . Dies 1st 
nach Ansicht der Veranstalter trotz 
erheblicher Kontroversen - bei­
spielsweise darüber, in welcher 
Weise Alternativen zur HR-Tech­

nik im Verfahren Berücksichtigung finden sollten 
- auch gelungen. Am Ende des Verfahrens stand 
dann allerdings der Auszug der Umweltgruppen 
aus dem Diskurs. Sie kritisierten die Zusammen­
fassung der Ergebnisse durch das P_rojektteam, 
ebenso wie den Umstand, daß von se1ten derbe­
teiligten Unternehmen vor -~bsch!uß des Verfah­
rens Freisetzungen herb1z1dres1stenter Nutz­
pflanzen unternommen wurden. Die Pro?leme, 
die sich daraus ergeben, das TA-Prozesse 1mn:1~r 
in bezug zu Entscheidungsprozessen und politi­
schen Kontroversen außerhalb des Verfahrens 
stehen, zeigten sich an diesem Beispiel deutlich. 
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Tabelle 1: Umweltschutzausgaben der Gebietskörperschaften und des pro­
duzierenden Gewerbes in der Bundesrepublik Deutschland 1991 in Mrd. 
DM 

erweiterung, also die Diversifikation der Pro­
duktpalette. In der Vergangenheit haben sich wei­
terhin viele Anbieter integrierter Umwelttechnik 
aus dem Spektrum additiver Maßnahmen heraus­
entwickelt. Es werden zunehmend Dienstleistun­
gen angeboten, die vor allem den Bereichen 
Beratungsdienstleistung für organisationsinte­
grierte Maßnahmen sowie Entsorgungs- und 
Verwertungsdienstleistung zuzuordnen sind. In 
allen technologischen Ausrichtungen überwiegt 
eine zuversichtliche Einschätzung der zukünfti­
gen Entwicklung von Beschäftigten, Umsätzen, 
Exporten und FuE-Aufwendungen. Die höchsten 
Zuwachsraten für Beschäftigtenzahlen und Um­
sätze werden von den Anbietern additiver 
Umwelttechnik genannt, danach folgen die An­
bieter organisationsintegrierter Maßnahmen. Bei 
der Entwicklung der FuE-Aufwendungen liegt 
die Einschätzung in den Bereichen des prozeß­
und organisationsintegrierten Umweltschutzes 
dagegen noch höher als in der additiven Umwelt­
technik. Dies ist ein Hinweis auf den hohen 
Innovationsgehalt, den gerade integrierte Um­
welttechniken aufweisen. 

(Quelle: Rheinisch-Westfäli sches Institut für Wirtschaftsforschung (RWI): Die um­
w elttechnische Industrie in der Bundesrepubl ik Deutschland. Essen 1994, S. 34, 38, 45) 

Gebietskörperschaften 

alte Bundesländer 

Investi- laufende 
tionen Ausgaben 

13,0 14,2 

Der deutsche Markt für 
Umwelttechnik 

neue 
Bundes-

länder 

gesamt 

6,4 

Die Inlandsnachfrage nach Um­
welttechnik, gemessen als gewerb­
liche und staatliche Umweltschutz­
investitionen, ist in den letzten J ah­
ren kontinuierlich gestiegen. Die 
Entwicklung spiegelt dabei deut­
lich den gesetzesinduzierten Ver­
lauf der. Umwelttechniknachfrage 
wider. Mit über 50 % werden die 
meisten Investitionen des produ­
zierenden Gewerbes im Bereich der 
Luftreinhaltung getätigt. Die staat­
lichen Umweltschutzinvestitionen 
konzentrieren sich dagegen auf den 
Gewässerschutz. Die für den Um­
weltschutzmarkt wirksam werden­
de Nachfrage in Deutschland - also 
die Investitionen und laufenden 
Sachaufwendungen der Gebiets­
körperschaften und des produzie­
renden Gewerbes - werden für 
1991 auf rund 33,4 Mrd. DM ge­
schätzt (siehe Tabelle 1). 

Der Anteil der statistisch erfaß­
ten Investitionen des produzieren­
den Gewerbes in integrierte Tech­
niken ist mit 13 % (1990) un­
verändert niedrig geblieben. Wegen 
der schwierigen Erfassung inte­
grierter Umwelttechnik dü rfte er 
allerdings unterschätzt sein. Eine 
Unternehmensbefragung zum Ein­
satz von integrierter Umwelt­
technik zeigt, daß diese heute schon 
in der Mehrzahl der Unternehmen 
eine Rolle spielt. . 

Produzierendes Gewerbe 

neue 
alte Bundesländer Bundes-

länder 

Investi- laufende Investi-
tionen Ausgaben tionen 

6,5 12,0 1,8 

Auf dem Umweltschutzmarkt 
sind heute noch die Anbieter 
additiver Umwelttechnik vorherr­
schend. Dies ergibt eine Anbieter­
befragung des ifo-Instituts . In Zu­
kunft werden danach jedoch pro­
zeßintegrierte Umwelttechniken 
gegenüber nachgeschalteten Maß­
nahmen relativ an Bedeutung ge­
winnen. Ihre Schwerpunkte liegen 
in den Bereichen Luftreinhaltung 
und rationelle Energieverwendung. 
Rund 20% der Unternehmen sind 
»Marktneulinge«, d.h. sie sind erst 
nach 1990 erstmals auf dem Um­
weltschutzmarkt aufgetreten. Bei 
der Art des Markteintrittes domi­
niert die Strategie der Programm-

Der Weltmarkt für Umwelttechnik - gute 
Aussichten für die deutsche Industrie 

Der Weltmarkt für Umweltschutzgüter und 
-dienstleistungen hatte in der Vergangenheit über­
durchschnittliche Wachstumsraten aufzuweisen 
und wird auch für die Zukunft als besonders dy­
namisch eingeschätzt. Den größten Binnenmarkt 
für Umwelttechnik haben die USA. Hohe Wachs-

• 
Tabelle 2: Prognose für . die Marktentwicklung m verschiedenen Bereichen der 
Umweltschutzindustrie 
(Quelle: OECD: The OECD Enviromental Industry: Situation, Prospects und Government Policies. 

Paris 1992, S. 13) 

1990 2000 Wachstumsrate 

(Mrd. US-Dollar) (Mrd. US-Dollar) (%) 

Ausrüstungen zur 152 220 5,0 

- Abwasserbehandlung 60 83 4,0 

- Abfal lentsorgung 40 63 6,4 

- Luftreinhaltung 3G 42 4,4 

-Andere 22 32 5,1 

Dienstleistungen 48 80 7,4 

Insgesamt 200 300 5,5 



Grenzen und Leistungsfähigkeit von 
Diskursen 

Es war beabsichtigt, die vorgestellten Projekte 
im zweiten Teil des Workshops hinsichtlich 
dreier Dimensionen zu vergleichen: zum einen 
hinsichtlich der Motive oder . Problemkon­
stellationen, die als Anlaß für die Organisation 
des Diskurses gelten können, zweitens bezüglich 
der Leistungsfähigkeit von Diskursen, d.h. der 
Möglichkeit von Rationalitätsgewinnen, und 
schließlich hinsichtlich der Funktion von Dis­
kursen für Politik, Wissenschaft, Wirtschaft, 
Recht und Öffentlichkeit. Dies blieb leider (noch) 
weitgehend Desiderat; der zweite Teil des Worlc­
shops gestaltete sich hauptsächlich als allgemeine 
theoretische Diskussion um Konzept und Proble­
matik diskursiver Ansätze der Technikfolgen­
Abschätzung und Konfliktlösung. 

Aus der Vielfalt der angesprochenen Fragen sei­
en hier nur stichwortartig einige angesprochen. 
Die Frage nach der Funktion von Diskursen stellt 
sich vor allem bezüglich ihreres Verhätnisses zu 
den stark spezialisierten und eigenen Zielen und 
Rationalitäten folgenden Systemen von Wirt­
schaft, Recht und Politik. Diesbezüglich wurde 
die Funktion von Diskursen als Medium der Ver­
mittlung zwischen solchen spezialisierten Syste­
men und Foren der Artikulation gesamt­
gesellschaftlicher, öffentlicher Ansprüche hervor­
gehoben. Konsens schien weitgehend auch dar­
über zu bestehen, daß die weitere Spezialisierung 
von gesellschaftlichen Teilsystemen zusammen 
mit der Pluralisierung von Wertorientierungen in 
der Gesellschaft als der Umstand anzusehen ist, 
der den Rückgriff auf Diskurse oder Ver­
handlungslösungen motiviert. Verwiesen wurde 
hier beispielsweise auf die Probleme der Politik, 
mit wissenschaftlichem Dissens in politisch so 
brisanten Fragen wie denen technologischer Risi­
ken umzugehen. 

essenvertreter, politisch-administrativer Akteure) 
betont, gleichz~itig aber vor einer Deregulierung 
im Sinne der Ubertragung staatlicher Entschei­
dungen an gesellschaftliche Gruppen gewarnt. In 
diesem Zusammenhang wurde auch auf die Rolle 
des Staates als Instanz, die einen rechtlichen Rah­
men für die Durchführung von Diskursen setzen 
muß (Beteiligungsrechte, Verbindlichlceit von 

Dissens wurde deutlich bezüg­
lich der Bewertung der Leistungs­
fähigkeit von Diskursen. Skepsis 
macht sich hier zum einen fest an 
der Frage, inwieweit die für den 
Sieg des besseren Argumentes not­
wendige Motivation der Teilneh­
mer zum Verzicht auf strategische 
Kommunikation und ihre Bereit­
schaft, eigene Positionen in Frage 
zu stellen, realisierbar ist: Sind 
diskursive Arrangements in der 
Lage »sachrationalen« Argumenten 
zum Durchbruch zu verhelfen? 
Des weiteren stellte sich die Frage, 
wie mit dem Verhältnis von dis­
kursiven Verfahren zu etablierten 
demokratischen Entscheidungs­
prozessen umzugehen sei: Sind 
TA-Diskurse in das repräsentative 
politische System integrierbar? In 
bezug auf das Rechtssystem wurde 
beispielsweise die zentrale Bedeu­
tung diskursiver Verfahren zur 
notwendigen Konkretisierung un­
bestimmter rechtlicher Sicher­
heitsanforderungen (bspw. durch 
Grenzwerte) in Kooperation ver­
schiedener »Rationalitäten« (unter­
schiedlicher wissenschaftlicher 
Disziplinen, ökonomischer Inter-

Konsensen für Entscheidungen 
etc.), hingewiesen. 

Diskursive Verfahren der Tech­
nikfolgen-Abschätzung und Kon­
fliktmittlung können - so ein vor­
läufiges Fazit - als politisch-insti­
tutionelle Innovationen mit noch 
weitgehend experimentellem Cha­
rakter angesehen werden, die zwar 
keinen Gewinn an sozialer Ratio­
nalität von Entscheidungen garan­
tieren können. Sie eröffnen aber an­
gesichts komplexer werdender Ge­
sellschaften, in denen insbesondere 
technologiepolitische Entschei­
dungen mit Unsicherheit behaftet 
sind, die Chance der Begründung 
kollektiv bindender Entscheidun­
gen in kontrovers diskutierten Fra­
gen. 

(Eine Dokumentation der Ta­
gungsbeiträge ist in Vorbereit,mg 
und wird voraimichtlich Ende des 
Jahres als Buch veifügbar sein.) 

Literaturhinweis: 
Leonhard Hennen: 
Technikkontroversen . 

Technikfolgen-Abschätzung als 
öffentlicher Diskurs, 
In : Soziale Welt, 1994, 45. Jg., 
H eft 4, S. 454-479 
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TA-Projekt: »Umwelttechnik und wirtschaftliche Entwicklung« 

Marktpotentiale additiver und integrierter Umwelttechnik 

Es ist eine vielfach formulierte 
These, daß die Effizienz der 
Umweltpolitik sowohl in ökono­
mischer als auch ökologischer 
Hinsicht verbessert werden 
könnte, wenn eine Trendwende 
vom bisher vorwiegenden 
Einsatz additiver hin zur ver­
stärkten Anwendung und 
Nutzung integrierter Umwelt­
technik eingeleitet würde. 
Dementsprechend konzentriert 
sich die Fragestellung des TA­
Projektes »Umwelttechnik und 
wirtschaftliche Entwicklung« -
nach dem Beschluß des 
Aussschusses für Forschung, 
Technologie und Technikfolgen­
abschätzung des 12. Deutschen 
Bundestages - darauf, wie der 
verstärkte Einsatz integrierter 
Umwelttechnik gefördert werden 
könnte. Dazu hat das TAB im 
September 1994 einen Zwi­
schenbericht vorgelegt (TAB­
Arbeitsbericht Nr. 30). Mit ihm 
werden erste Ergebnisse u.a. zu 
den Marktpotentialen additiver 
und integrierter Umwelttechnik 
sowie zu den umwelt­
technischen Innovations­
prozessen vorgelegt. Im weite­
ren Verlauf des TA-Prozesses 
wird der Frage nachgegangen, 
welche Instrumente in welcher 
Ausgestaltung die Chancen für 
integrierte Umwelttechnik auf 
einzel- und gesamtwirtschaft­
licher Ebene verbessern könn­
ten. Dabei geht es um die 
Untersuchung geeigneter 
Änderungen und Ergänzungen 
der ordnungsrechtlichen, 
marktorientierten, finanzpoli­
tischen und informatorischen 
bzw. organisatorischen Instru­
mente sowie der Verlängerung 
der Planungshorizonte der 
Umweltpolitik. Den Endbericht 
zu diesem TA-Projekt wird das 
TAB im Frühjahr 1995 vorlegen. 

Definition von Umwelttechnik 

Der Begriff Umwelttechnik ist 
bisher noch keineswegs eindeutig 
definiert und wird mehr oder weni­
ger weit gefaßt. Unter »Umwelt­
technik« kann man alle Techniken 
bzw. Güter zusammenfassen, die 
dem Umweltschutz dienen. Dabei 
lassen sich vier Bereiche des Um­
weltschutzes unterscheiden, denen 
jeweils Umwelttechniken oder 
Umweltschutzgüter zugeordnet 
werden können (siehe Abbildung): 

Der nachsorgende Umwelt­
schutz, der auf die Beseitigung 
bzw. Minderung bereits eingetrete­
ner Umweltbelastungen abzielt; 

der kompensatorische Umwelt­
schutz, der nicht die eingetretenen 
Umweltbelastungen beseitigt oder 
abmildert, sondern versucht, die 
Belastbarkeit von Umweltmedien 
Ökosystemen und Lebewesen ge~ 
genüber Umweltbelastungen zu er­
höhen; 
• der vorsorgende Umweltschutz, 
der darauf gerichtet ist, Umwelt­
belastungen aus Produktions- und 
Konsumptionsprozessen erst gar 
nicht entstehen zu lassen bzw. 
weitgehend zu vermeiden, und 

der Bereich der Umweltbeob­
achtung. 

Ziel jeder Umweltpolitik sollte es 
sein, nachsorgenden und kompen­
satorischen Umweltschutz soweit 
wie möglich unnötig zu machen, 

niger umweltgefährliche Form überführt werden. 
Typische additive Techniken sind Filter 
R~uch~a~reinigungsverfahren, Katalysatoren etc'. 
Die Knuk an der additiven Umwelttechnik rich­
tet sich insbesondere dagegen, daß sie durch zu­
sätzliche Anlagen zusätzliche Kosten verursacht 
erhöhten Einsatz von Energie und anderen mat/ 
riellen Ressourcen erfordert und oft zu 
Problemverlagerungen in andere Umweltmedien 
(z.B. von der Luft in den Boden) führt. 

Mit integrierter Umwelttechnik hofft man, die­
se Defizite additiver Umwelttechnik zu überwin­
den bzw. zu verringern. Der Begriff integrierte 
Um°':el~technik !st aber bisher keineswegs 
begnfflich abschließend geklärt. Aus den ver­
schiedenen vorliegenden Definitionen lassen sich 
allerdings Eigenschaften und Kriterien her­
~usfilt~rn, die integrierte Umwelttechnik gegen­
uber bisher angewandter Technik oder benutzter 
Produkte charakterisieren könnten. Es sind dies: 

_Sparsamerer Umgang mit bzw. verringerter 
Ems atz von Energien und stofflichen Ressourcen; 
• P~oduktionsprozeßinternes Recycling bzw. 
Kreislaufführung (primäres Recycling); 
• Verringerung des unvermeidlichen Reststoff­
anfalls; 

Substitution umweltschädlicher Einsatzstoffe· 
Substitution von Produkten und ProdulL 

tionsprozessen durch weniger umweltschädliche· 
• Weitgehender Verzicht auf End-of-pipe- bzw'. 
additive Technologien; 
. Berücksich~igung von Vor- und Folge-Stufen 

emes Produktionsprozesses oder eines Produktes 
(Life-Cycle-Betrachtung); 

d.h. den Schwerpunkt auf den vorsorgenden 
Umweltschutz zu legen. Vorsorgender Umwelt­
schutz läßt sich sowohl mit additiver als auch in­
tegrierter Umwelttechnik realisieren, wobei vor­
sorgender Umweltschutz sich natürlich nicht in 
technischen Maßnahmen erschöpft, sondern auch 
~aßnahmen ~ur Veränderung umweltverträg­
hcher Produktions- und Konsumptionsstile um­
fassen sollte bzw. muß. 

Addi~ive [J_mwelttechnik läßt sich im Gegen­
s~t~ zu mt~g~·ierter Umwelttechnik relativ gut de­
firueren. Sie ist durch einen technologischen An­
satz gekennzeichnet, bei dem mit Hilfe von spezi­
eµen Anlagen und Aggregaten, die in Produk­
t10nsprozesse oder Produkte »eingebaut« wer­
den, die Abgabe von Produktions- oder Kon­
sumptionsrückständen in die Umwelt verhindert 
oder reduziert wird bzw. Rückstände in eine we-



Arbeitsweise und Aktivitäten von 
Teknologinrevnet 

Teknologimevnet führt in Zusammenarbeit mit 
dem Folketing Hearings über aktuelle Themen 
durch, initiiert TA-Projekte, hält Konferenzen ab 
u.a.m. 

Die themenbezogenen Aufgaben erstrecken 
sich gewöhnlich über ein bis zwei Jahre. Dabei 
handelt es sich um Themen, die viele Menschen 
berühren und noch nicht durch andere entspre­
chende Untersuchungen erhellt worden sind. Die 
Technikbewertung ist stets fach- und sektor­
übergreifend angelegt und bezieht sowohl Fach­
leute als auch Laien mit ein; sie ist offen gegenüber 
unterschiedlichen Haltungen und Wertvorstel­
lungen, um so eine konstruktive Debatte zu för­
dern. Die Ergebnisse werden erforderlichenfalls 
in eine Sprache »übersetzt«, die auch Nicht-Wis­
senschaftlern verständlich ist. 

Im Rahmen der thematischen Aufgaben und 
Projekte hält Telrnologin;;evnet alljährlich vier bis 
sechs Konferenzen ab. Hinzu kommt eine gewis­
se Anzahl von Hearings. Diese Veranstaltungen 
werden, falls erforderlich, zusammen mit anderen 
Einrichtungen geplant, beispielsweise mit dem 
Forschungsausschuß des Folketing oder dem 
Danish Council of Ethics. Konferenzen und 
Hearings finden zumeist im Parlamentsgebäude, 
Schloß Christiansborg, statt - hierdurch wird den 
Folketingmitgliedern die Teilnahme erleichtert, 
und auch das Medieninteresse ist ungleich größer. 

Konsensus-Konferenzen 

Eine besondere Konferenzform, an deren Ent­
wicklung die dänische TA-Einrichtung maßgeb­
lich beteiligt war, ist die »Konsensus-Konferenz«, 
auf der Laien eine Technik auf der Grundlage von 
Fragen an Experten bewerten. Eine Konsensus­
Konferenz bildet stets den Abschluß eines Pro­
zesses von etwa einem halben Jahr; in diesem 
Zeitraum hat ein breit gefächertes, unter sozio­
demographischen Gesichtspunkten zusammen­
gesetztes Panel von Laien Gelegenheit, sich in ein 
konkretes Thema einzuarbeiten. 

Den Laien werden Fakten und 
mit dem konkreten Thema verbun­
dene unterschiedliche Bewertun­
gen vorgelegt; sie formulieren ab­
schließend eine Reihe zentraler 
Fragen an Experten auf dem jewei­
ligen Gebiet. Diese Fragen werden 
am ersten und zweiten Tag der Kon­
sensus-Konferenz beantwortet und 
diskutiert. Am dritten und letzten 
Tag der Konferenz legt das Lai­
enpanel eine sogenannte Schlußer­
klärung vor, aus der hervorgeht, auf 
welche Gesichtspunkte man sich 
hat einigen können. 

Die Schlußerklärung wird (auch 
in englischer Fassung) veröffent­
licht und dem Folketing, der Bevöl­
kerung und der Presse zugänglich 
gemacht. Konsensus-Konferenzen 
sind oft mit einer erheblichen Auf­
merksamkeit seitens der Politiker 
und der Medien verbunden. 

Teknologinxvnet hat unter an-
derem Konsensus-Konferenzen 
über folgende Themen abgehalten: 

Gentechnik in Landwirtschaft 
und Industrie (1987) 

Bestrahlung von Lebensmitteln 
(1989) 

Analyse des menschlichen 
Genoms (1989) 

Transgene Tiere (1992) 
Zukunft des Autoverkehrs 

(1993) 
Behandlung von Kinderlosigkeit 

(1993) 
Elektronische Bürgerkarten 

(1994) 
• Verkehrsinfonnatik (1994) 

Integrierte landwirtschaftliche 
Produktion (1994) 

Information und 
Öffentlichkeitsarbeit 

Die Information der Öffentlich­
keit ist ein integrierter Bestandteil 
der Projektarbeit von Telrno­
loginxvnet. Im Rahmen der ver­
schiedenen Aufgaben werden Dis­
kussionsbeiträge in Form von Bro­
schüren und Büchern, Berichten, 
Videos, Lichtbildern etc. veröffent­
licht. Der größte Teil dieser Mate­
rialien wird kostenlos abgegeben. 

Darüber hinaus gibt Telrnolo­
ginxvnet die Zeitschrift Tekno­
logiDebat heraus, die Informatio­
nen und Diskussionsbeiträge zu 
Fragen der Technologie an Politi­
ker, Forscher, Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmervertreter und andere 
Interessenten vermittelt. Diese ko­
stenlos erhältliche Zeitschrift er­
scheint sechsmal jährlich in einer 
Auflage von etwa 8.000 Exempla­
ren und enthält auch aktuelle Anga­
ben über die Tätigkeit der TA-Ein­
richtung. Sie wird u.a. Parlaments­
mitgliedern, Bürgermeistern, Stadt­
direktoren, Ministerien und öffent­
lichen Behörden zugestell t. 

Weiterhin sendet Telrnolo-
ginxvnet jährlich 20-25 kurze 
Newsletter an das Folketing, die 
Themen behandeln, zu denen das 
Parlament in überschaubarer Zu­
kunft Stellung nehmen wird. 

Schließlich wird im Anschluß an 
konkrete Projekte und thematische 
Aufgaben der Newsletter Projekt 
Orientering herausgegeben; hier 
wird auf 3 bis 4 Seiten eine Zusam­
menfassung des Verlaufs, des In­
halts und der Ergebnisse der Arbeit 
gegeben (erhältlich auch in engli­

scher Sprache: Project Publication). Projekt 
Orientering wird dem Folketing und der Presse 
zugestellt; die englische Ausgabe geht an das aus­
ländische TA-Netzwerk. 

Bürgernähe 

Teknologinxvnet stellt Mittel für eine breite 
Palette von Veranstaltungen zur Verfügung, wie 
z.B. Vorträge, Seminare, Zukunft-Workshops etc. 

Gesellschaftlichen Gruppen werden Zuschüsse 
für die Diskussion von Themen gewährt, an de-
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Einige Beispiele für 
Multimedia-Anwendungen 
in der öffentlichen Verwaltung 

- Die Zugänglichkeit der Verwal­
tung könnte schon mit einfachen 
Mitteln wie Anrufbeantworter, 
»elektronic mail« oder »voice 
mail« verbessert werden. 
Der Zugang zu Formularen oder 
Vorschriften könnte über Fax­
oder Computerabrufdienste von 
Zuhause aus erledigt und damit 
für die Bürger vereinfacht und 
gleichzeitig die Verwaltung ent­
lastet werden. 
Durch Bildtelefon oder Video­
konferenzen könnte die Bera­
tung verbessert und umfassender 
und persönlicher gestaltet wer­
den. Gleichzeitig könnten We­
gezeiten und Verkehr reduziert 
werden. 

- Die Beteiligung der Bürger an 
politischen Prozessen könnte 
durch einfachen elektronischen 
Zugang zu den Planungsunter­
lagen und durch Visualisie­
rungs- und Simulationspro­
gramme erleichtert und geför­
dert werden. 

Ausbau der Netzinfrastruktur 

Eine kontrovers behandelte Fra­
ge bezieht sich auf die Notwendig­
keit und die Art des Ausbaus der 
Netzinfrastruktur für Multimedia­
Dienste. Wie ein für das TAB er­
stelltes Gutachten zeigt, ist diese 
Frage nur in Abhängigkeit von 
bestimmten Anwendungsszenarios 
und aus der Sicht einzelner Akteure 
(oder Investoren) zu beantworten. 
Obwohl es immer wieder heißt, 
daß es keine wesentlichen techni­
schen Hindernisse für Multimedia 
mehr gebe, sind doch die technisch­
ökonomischen Alternativen auf­
grund mangelnder Erfahrung nur 
sehr schwer zu beurteilen. Die 
Brisanz dieser Frage liegt nicht nur 
in dem gewaltigen Investitions­
volumen für einen Netzausbau, 
sondern auch in den vielfältigen 
Optionen, um multimediale Daten 

zu transportieren. Es geht dabei 
nicht nur um die Frage »Glasfaser­
ausbau ja oder nein«, sondern auch 
darum, ob die Multimedia-Dienste 
in erster Linie über die (aufzurü­
stende) Telefoninfrastruktur oder 
über die (aufzurüstende) Fernseh­
kabelinfrastruktur abgewickelt 
werden sollen. 

Es kann sogar die Frage gestellt 
werden, ob es nicht sinnvoll ist, die 
beiden, bisher strikt getrennten 
Netze längerfristig in ein einheitli­
ches Netz zu integrieren. Darüber 
hinaus könnten »kabellose« funk­
und satellitengestütze Datendienste 
ebenfalls bestimmte Aufgaben 
übernehmen. Schon heute ist es ja 
so, daß die normalen Fernseh- und 
Radioprogramme terrestrisch, über 
Kabel und über mehrere Satelliten­
systeme angeboten werden. Bei 
dieser Vielfalt von Transportwegen 
sind Fragen der Normierung und 
Standardisierung natürlich von be­
sonderer Bedeutung. 

Multimedia und neue 
Arbeitsplätze 

Eine ganz andere, gesellschafts­
und wirtschaftspolitisch aber eben­
so brisante Frage bezieht sich auf 
die mit dem erwarteten Telekom­
munikations- und Multimedia­
boom einhergehenden neuen Ar­
beitsplätze. Hier werden teilweise 
Zahlen genannt, die zu den optimi­
stischsten Hoffnungen Anlaß ge­
ben. So wird in einer Untersuchung 
von Arthur D. Little - unter der 
Voraussetzung einer voll entwik­
kelten »Multimedia-Wirtschaft« -
von einer Million neuer Arbeits­
plätze in Deutschland - im wesent­
lichen in der Medienindustrie - bis 
zum Jahr 2000 ausgegangen. Ande­
re Prognosen gehen noch weiter in 
die Zukunft und sind noch optimi­
stischer. So wird beispielsweise von 
fünf Millionen neuen Arbeitsplät­
zen innerhalb von 10 Jahren in 
Deutschland gesprochen. 

Bezieht man diese Schätzungen 
auf den gegenwärtigen Bestand an 
Arbeitsplätzen von rund 37 Millio­
nen, dann hieße dies, daß fast jeder 

siebte Arbeitsplatz innerhalb von 10 Jahren im 
Zusammenhang mit dem Multimedia-Boom neu 
geschaffen würde. Die erheblichen Unsicherhei­
ten, die in diesen Zahlen zum Ausdruck kom~en, 
zeigen sich auch im Vergleich mit einer allgemei­
nen mittelfristigen Wirtschaftsprognose. Das lfo­
lnstitut für Wirtschaftsforschung erwartet in die­
ser Abschätzung bis 19991,7 Millionen neue Stel­
len. Diese Prognose wäre mit den obigen nur 
dann in etwa vereinbar, wenn gut die Hälfte dieser 
neuen Stellen in der Medienindustrie entstünden. 
Stutzig macht auch die Tatsache, daß sowohl die 
Telekom, als einer der wichtigsten Akteure im 
Multimedia-Geschäft, wie auch die großen Rund­
funkanstalten, als wichtige Inhalte-Anbieter, und 
die elektrotechnische und Computerindustrie für 
die nächsten Jahre eher von Arbeitsplatzabbau als 
von neuen Arbeitsplätzen ausgehen. Da Arbeits­
platzargumente in öffentlichen Diskussionen mit 
Recht ein großes Gewicht haben, scheint es ange­
bracht, diesbezüglich vertiefende Analysen vor­
zunehmen. 

»Lernwirksamkeit« von Multimedia 

Von nicht geringer Bedeutung ist die Frage 
nach der Effektivität von Multimedia-Systemen. 
Denn bei allen Anwendungen außerhalb des rei­
nen Spiele- und Unterhaltungssektors muß die zu 
erbringende Leistung multimedialer Systeme bes­
ser und effektiver erbracht werden als bisher. Das 
TAB hat eine erste Bestandsaufnahme über die 
»Lernwirksamkeit« multimedialer Lernsysteme 
anfertigen lassen. Darin zeigt sich, daß Multime­
dia-Systeme zwar über beträchtliche Potentiale 
zur Verbesserung der Lernleistung verfügen, bei 
der überwiegenden Mehrzahl der heute im Ein­
satz befindlichen Multimedia-Lernsysteme eine 
reale Verbesserung der Lernleistung aber noch 
nicht festgestellt werden kann. Auch läßt sich be­
zweifeln, ob die weit verbreitete These von einer 
Verbesserung der Lernleistung durch die Vielfalt 
medialer Kanäle (»mehr bringt mehr«) nach dem 
gegenwärtigen Stand der Wissenschaft zu halten 
ist. 



TA-Aktivitäten im In- und Ausland 

EPTA-Treffen in Bonn 

Auf Einladung des Ausschusses für For­
schung, Technologie und Technikfolgenab­
schätzung und des TAB fand am 22. und 23. 
September 1994 in Bonn im Gästehaus 
Petersberg das jährliche Treffen der im 
European Parliamentary Technology 
Assesssment Network (EPTA) zusammenge­
schlossenen parlamentarischen TA-Organisa­
tionen statt. Der Einladung zu einer Konferenz 
zum Thema »Personen- und Güterverkehr« 
sowie zum Treffen des sich aus Parlamentari­
ern und den Direktoren der TA-Einrichtungen 
zusammensetzenden EPTA-Council, das für 
den zweiten Tag angesetzt war, waren neben 
den EPTA-Mitgliedern auch Vertreter von TA­
Einrichtungen aus Österreich, Belgien, 
Kanada, Griechenland, Italien, Norwegen und 
der Schweiz gefolgt. Ebenso nahmen Vertre­
ter von DG II und DG III der Europäischen 
Kommission sowie des Institute for 
Prospective Technological Studies in Sevilla 
an der Konferenz teil. 

Konferenzthema: 
»Personen- und Güterverkehr« 

Aufgrund des wachsenden Interesses der parla­
mentarischen TA-Einrichtungen an Lösungs­
möglichkeiten der Verkehrsproblematik wurde 
d_er »Personen- und Güterverkehr« zum diesjäh­
n gen Konferenzthema gewählt. Sämtliche EPT A­
Mitglieder arbeiten zur Zeit an Studien zu diesem 
Problemkomplex. Die Projekte zeigen die Spezi­
fik der nationalen Probleme, machen aber auch 
die Notwendigkeit integrierter europäischer 
Maßnahmen augenfällig. Auf der Konferenz stell­
ten folgende TA-Einrichtungen ihre Verkehrs­
projekte vor: 

Das Rathenau-Institut (Niederlande) beschäf­
tigt sich mit' den »Realen Kosten des 
Personenverkehrs«. Ziel der Studie ist die Anre­
gung einer öffentlichen Diskussion über Preis­
und Umweltpolitik bezüglich des Personen­
v~rkehrs u~d die Einbindung weitergesteckter 
Ziele und Uberlegungen in die Verkehrspolitik. 
Die_ ?tudie beinhaltet sowohl die Darlegung der 
polltlschen Handlungsmöglichkeiten als auch die 
Diskussion mit Bürgern, Akteuren und Parla­
mentariern. 

gen und zukünftige Optionen des Personen­
verkehrs in Dänemark diskutiert. 

STOA (Europäisches Parlament) versucht in 
seiner Studie »The Technological City«, Proble­
men städtischer Siedlungsräume mit neuen 
Lösungsansätzen zu begegnen und ein sozial, 
wirtschaftlich und ökologisch nachhaltiges Mo­
dell zu entwickeln. 

OPECST (Frankreich) unter­
suchte »Neue Transporttechno­
logien als Ansätze für mögliche Lö­
sungen der Stauprobleme auf den 
französischen Nord-Süd-Verbin­
dungen«. Dabei wurden folgende 
Optionen untersucht: 

• Modernisierung der Verkehrs­
wege 
• effektivere Nutzung der bisheri­
gen Möglichkeiten 
• Entwicklung kombinierter 
Transportmöglichkeiten 

Die Maßnahmen für kombinierte 
Transportmöglichkeiten wurden 
als vielfach noch nicht ganz aus­
gereift und nicht praktikabel be­
wertet. 

POST (Großbritannien) beschäf­
tigte sich mit der »Luftqualität in 
den Städten« . Die Studie unter­
sucht, inwieweit die jeweilige 
Luftqualität und ein Anstieg von 
Atemwegserkrankungen zusam­
menhängen bzw. ob es für eine tat­
sächlich größere Anzahl von 
Atemwegserkrankungen auch an­
dere Ursachen geben kann. 

Teknologincevnet (Dänemark) 
stellte die Ergebnisse einer Kon­
sensus-Konferenz zur »Zukunft 
des Privatverkehrs« vor. Dabei 
wurden in Zusammenarbeit mit 
Laien und Experten Entwicklun-

Das TAB stellte das Projekt 
»Entwicklung und Analyse von 
Optionen zur Entlastung des 
Verkehrsnetzes sowie zur Verlage­
rung des Straßenverkehrs auf um­
weltfreundlichere Verkehrsträger« 
vor. Anhand von drei Strategien 
(preispolitische Strategie, Regulie­
rungsstrategie, Anreizstrategie) 
sollen Optionen entwickelt wer­
den, die den Autoverkehr reduzie­
ren können. 

Gerade in Hinsicht auf die ge­
meinsamen Interessen und ähnli­
chen bzw. sich ergänzenden Frage­
stellungen, wie sie sich bei den ein­
zelnen Projekten aus dem Ver­
kehrsbereich zeigen, wurde auf der 
Konferenz erneut die Möglich!{eit 
eines gemeinsamen europäischen 
Projektes diskutiert. Zwar besteht 
seitens der EPTA-Mitglieder ein 
großes Interesse an einem solchen 
Projekt, doch erschweren unge­
klärte Fragen der Finanzierung und 
Arbeitsorganisation eine Realisie­
rung. 

EPTA-Council 

Auf dem EPTA-Council wurden 
die Regeln für die Mitgliedschaft im 
EPTA-Netzwerk sowie für den 
»Observer Status« diskutiert. Die 
volle Mitgliedschaft soll wie bisher 
solchen Einrichtungen vorbehalten 
bleiben, die in einem Land der EU 
angesiedelt sind und dort schwer­
punktmäßig TA-Aufgaben für das 
nationale Parlament übernehmen. 
Was den »Observer Status« betrifft, 
so werden die Direktoren der 
EPT A-Organisationen eine Liste 
interessierter TA-Einrichtungen, 

Organisationen und Behörden erstellen und lau­
fend aktualisieren. Anhand dieser Liste werden 
mit Zustimmung des EPTA-Council Beobachter 
zu den jeweiligen EPTA-Treffen eingeladen. 
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nachlässigen - beim Thema Multi­
media mehr denn je. Es ist aber 
auch notwendig, genauer ein- und 
abzugrenzen, was denn mit Multi­
media gemeint sein soll (vgl. Ka­
sten). Denn, was oben mit den Ver- · 
suchen in Orlando und Stuttgart 
beschrieben wurde, ist nur eine, 
wenn auch die spektakulärste Vari­
ante von möglichen Multimedia­
Anwendungen - das interaktive 
Fernsehen. 

Was ist »Multimedia«? 

Anwendungsfelder 

Aus Anwendersicht, wie auch 
unter Vermarktungsgesichtspunk­
ten, lassen sich drei Hauptbereiche 
unterscheiden: geschäftliche und 
private Nutzung von Multimedia­
Diensten und Multimedia-Anwen­
dungen im öffentlichen Bereich. 

Zu allen drei Bereichen hat das 
TAB im Rahmen der Vorstudie 
Gutachten in Auftrag gegeben, die 
jeweils eine Leitfrage in den Mittel­
punlct rücken. Im Bereich geschäft­
licher Anwendungen ist es die Fra-

Wörtlich genommen ist »Multimedia« die 
Kombination unterschiedlicher Medien. 

Vor noch nicht so langer Zeit wurde auch die 
Ton-Dia-Show oder ein Lehrpaket mit Lehrtext, 
Übungsheften, Video- und Photomaterial als 
multimedial bezeichnet. 

Heute wird der Begriff Multimedia fast nur 
noch für digitale Medien verwendet, die über ei­
nen Computer abgerufen werden können. 

Technisch wird Multimedia deshalb heute als 
Kombination von mindestens einem digitalen 
kontinuierlichen Medium (z.B. Ton oder Film) 
mit einem diskreten Medium (z.B. Text) definiert, 
die interaktiv abrufbar sind. 

Eine wichtige Unterscheidung ist, ob Multime­
dia-Angebote lokal (offline), z .B. auf CD-ROM, 
oder über Telekommunikationsnetze (online) 
verfügbar sind. 

Multimedia ist keine neue Technologie an sich, 
sondern die Zusammenführung bisher getrennter 
Technologien und Anwendungen: 

Interaktive Computeranwendungen werden 
um Ton und Video ergänzt. 
Das Fernsehen soll sich vom Massen- und 
Verteilmedium zum individualisierbaren 
Informations- und Unterhaltungsmedium mit 
»Rückkanal« wandeln. 
Auch im Bereich der persönlichen Kommuni­
kation werden unimediale Kommunikations­
mittel um weitere Medien ergänzt (z.B. beim 
Bildtelefon), oder die direkte Zusammenarbeit 
wird durch technische Kommunikationsmittel 
ersetzt (z.B. Videokonferenzen, Teleko­
operation). 

Multimedia eröffnet auf Grundlage der fortge­
schrittenen Technologie und der Integrations­
und Kombinationseffekte ganz neue Anwen­
dungsfelder und Potentiale. 

ÄB 

ge nach den Rationalisierungspotentialen multi­
medialer Anwendungen, im Bereich privater An­
wendungen ist es die Frage nach dem Wandel des 
Rundfunksystems, und im öffentlichen Bereich 
ist es die Frage nach den Potentialen 
multimedialer Anwendungen für eine Verbesse­
rung des Verhältnisses Bürger und Staat bei 
gleichzeitiger Entlastung der öffentlichen Ver­
waltung. · 

Geschäftliche Nutzung von 
Multimedia-Diensten 

Im geschäftlichen Bereich steht der Aspekt der 
Kommunikation und Kooperation im Vorder­
grund. Bildtelefon, Teleheimarbeit, computer­
unterstützte Kooperation oder Videokonferen­
zen sind hierfür häufig genannte Anwendungs­
beispiele. Die Ziele des Einsatzes liegen in der 
Effektivierung und Rationalisierung der Ar­
beitsabläufe. Inwieweit diese Anwendungen sich 
durchsetzen und ihre Ziele erreichen, ist umstrit­
ten und wenig erforscht. Mit dem flächendeckend 
angebotenen ISDN-Netz scheint aber eine tech­
nische Infrastruktur bereits vorhanden zu sein, 
über die diese Anwendungen abgewickelt werden 
können. Auch für Anwendungen mit darüber 
hinausgehenden Anforderungen stehen Spezial­
netze zur Verfügung, so daß deren Realisi~rung 
weniger an technischen Hürden scheitern müßte, 
sondern eher an den (noch) zu hohen Kosten. 
Weitere wichtige Teilbereich sind Marketing, 
Verkaufsunterstützung, Beratung. Vor allem 
Banken, Versicherungen und Handelshäuser sind 
mit Werbedisketten und elektronischen In­
formations- und Verkaufskiosken aktiv. Nicht zu 
vergessen sind computerunterstützte, multi­
mediale Aus- und Weiterbildungsprogramme, die 
bisher immer dann erfolgreich eingesetzt werden 
konnten, wenn eine große Anzahl von Beschäftig­
ten in kurzer Zeit umgeschult werden sollte. 

Private Nutzung von Multimedia-Diensten 

In den Privathaushalten halten vermehrt PCs 
mit »Soundkarte« und CD-ROM-Abspielgerät 
Einzug, die mit Computerspielen und unterhal­
tend-informierenden Angeboten genutzt werden. 
Auch »Fernsehen« und »Radiohören« am PC ist 
heute kein technisches und finanzielles Problem 
mehr. Dieser wirtschaftlich nicht uninteressante 
Markt - allein 1993 wurden in Deutschland für 
Computerspiele mehr als 1,5 Milliarden DM um­
gesetzt- steht aber nicht im Mittelpunkt der Ana­
lysen des TAB. • 



sprechend von einem sehr breiten Personenkreis 
gewinnbringend nutzbar sein. 

Die europäische »TA Landschaft« 

Ein wesentlicher Teil der Machbarkeitsstudie 
bestand aus einer Reihe von Expertengesprächen 
in den Mitgliedsstaaten der EU, um die jeweilige 
nationale bzw. regionale TA-Landschaft kennen­
zulernen und die Voraussetzungen und Anforde­
rungen für die Schaffung von ETAI zu erfassen. 
Wie kaum anders zu erwarten, zeigte sich dabei, 
daß sich Technikfolgen-Abschätzung in den ein­
zelnen Mitgliedsländern unterschiedlich in Form 
und Ausmaß durchsetzen konnte. 

In Ländern, die bereits eine gut entwickelte TA 
Forschungsinfrastruktur besitzen, widmen sich 
die Forscher verstärkt Ansätzen, die geeignet 
sind, die vom Technikeinsatz und deren Folgen 
Betroffenen an der Folgenabschätzung und letz­
ten Endes auch der Technikgestaltung zu beteili­
gen. Ein Modell, das in diesem Zusammenhang 
auf breites Interesse stößt, ist der dänische Ansatz 
der »Konsensus-Konferenzen«, der bestrebt ist, 
buchstäblich »den Mann oder die Frau von der 
Straße« an zentraler Stelle in TA-Prozessen zu be­
teiligen (vgl. den Bericht über Teknologina:vnet 
in diesem TAB-Brief). Allerdings ist dieser 
Adressatenkreis selbst bei partizipativen Ansät­
zen der TA eher eine Ausnahme: In den meisten 
Fällen sind eher die Vertreter organisierter gesell­
schaftlicher Gruppen (z.B . Gewerkschaften, Ar­
beitgeber- oder Umweltverbände) am TA-Prozeß 
beteiligt als der einzelne Betroffene oder Laien im 
eigentlichen Sinne. Die unmittelbaren Ansprech­
partner in diesen Organisationen haben oft eine 
akademische Ausbildung und arbeiten über die 
Jahre kontinuierlich an den TA-relevanten Frage­
stellungen. Prinzipiell dürfte das Entwickeln ei­
ner Infrastruktur für die Bedürfnisse derartiger, 
eher »professioneller«, Benutzer kein unüber­
windbares Hindernis darstellen, 
doch dürften ihre Ausgangs­
fragestellungen sich teilweise von 
denen der TA-Forscher unterschei-

schergruppen, zumal solche Folgen 
noch nicht in der öffentlichen De­
batte thematisiert werden. Da je­
doch die Folgen, etwa in Form von 
erheblichen Umweltbelastungen in 
den Ballungsräumen, nicht mehr zu 
übersehen sind, ist damit zu rech­
nen, daß auch in diesen Ländern 
Technikfolgen auf die politische 
Tagesordnung gesetzt werden. 

In etwas abgewandelter Form hat 
sich der Fokus der TA auch dort, 
wo sie sich etabliert hat, auf den 
Aspekt des Stellenwerts der Tech­
nik für die Volkswirtschaft verla­
gert. Adressaten einer ernstzu­
nehmenden Technikfolgen-Ab­
schätzung vor diesem Hintergrund 
sind denn auch verstärkt die Indu­
strie und die heutigen und zukünf­
tigen Technikentwickler. Die Ein­
beziehung der industriellen TA 
Community in umfassendere TA­
Netzwerke dürfte aufgrund der Be­
strebungen, die Ergebnisse indu­
strieller Forschung vor der Kon­
kurrenz zu schützen, kein leichtes 
Unterfangen sein. 

Chancen für ein europäisches 
TA-Netzwerk 

»Netzwerk« ist ein häufig ge­
brauchter, auch modischer Begriff 
und wird als solcher von unter­
schiedlichen Wissenschaftsdiszi­
plinen sehr unterschiedlich und 
meist unpräzise benutzt. Für die 
Zwecke dieses Artikels mag folgen­
de Annäherung genügen: »Ein 
Netzwerk besteht aus einer Menge 
relativ autonomer 'Akteure' (Indi-
viduen oder auch Gruppen oder 
Organisationen), die zu einem ver­
hältnismäßig eng umgrenzten 

den. 
In emer Reihe von EU­

Mitgliedsstaaten versteht man un­
ter »Technology Assessment« im 
wesentlichen die Abschätzung der 
Bedeutung einzelner Techniken für 
das künftige Wachstum der Vollcs­
wirtschaft. Die Beschäftigung mit 
unerwünschten, insbesondere als 

Zweck miteinander in Beziehung stehen. Entwe­
der entsteht ein Netzwerk aufgrund eines äußeren 
Ereignisses und existiert nur für dessen Dauer, 
z.B. Netzwerke der Nachbarschaftshilfe bei Kata­
strophen. Oder es besteht als dauerhafte Struktur, 
die nur fallweise für die Interaktion zwischen den 
Akteuren aktiviert wird .« (Frederichs 1994) 

negativ wahrgenommenen Folgen 
dieser Techniken ist in diesen Län-
dern eher die Sache kleiner For-
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Im Bereich TA bestehen bereits 
eine Reihe von Netzwerken unter­
schiedlicher Art, die regelmäßig in 
den von AF AS herausgegebenen 
»TA-Datenbank-Nachrichten« be­
schrieben wurden. Ein gemeinsa­
mes europäisches Netz gibt es aber 
derzeit ebenso wenig wie es in den 
Mitgliedsstaaten der EU Netzwer­
ke gibt, die sich um TA als solche 
gebildet hätten. Um die Situation 
zu illustrieren, mag das Beispiel 
Belgiens genügen, das, von außen 
betrachtet, über eine recht über­
schaubare und rege TA-Landschaft 
verfügt. Hier gibt es eine Handvoll 
sehr aktiver TA-Forscher, die sich 
gut untereinander kennen und auf 
regionaler, nationaler und europäi­
scher Ebene tätig sind. Vor ein paar 
Jahren gab es sogar eine belgische 
TA-Konferenz, an der diese For­
scher und andere aktiv beteiligt wa­
ren. Gleichwohl wird fast einhellig 
bestritten, daß es so etwas wie ein 
»belgisches TA-Netzwerk« gibt: 
Die meisten Teilnehmer an der 
Konferenz würden sich beispiels­
weise nicht als Teil eines Netz­
werks empfinden und sich nur be­
grenzt mit dem Etikett »Tech­
nology Assessment« identifizieren. 



schlußempfehlung zum Hyper­
schalltechnologie-Programm for­
muliert, die sich eng an die Ergeb­
nisse des TAB-Berichtes an­
schließt. Diese Beschlußempfeh­
lung ist vom Deutschen Bundestag 
im März dieses Jahres mit großer 
Mehrheit angenommen worden. 

Auch sind die Arbeitsergebnisse 
des TAB Teil der öffentlichen Dis­
kussion und erfahren eine z.T. aus­
führliche Presseresonanz. Gleich­
wohi ist Kritik nicht ausgeblieben. 
Und vor allem: Verbesserungen 
sind weiterhin erforderlich. Dies 
gilt vor allen in dreierlei Hinsicht: 

- Die Aktivitäten des TAB wären 
auf eine noch breitere Grundlage 
zu stellen: Zunehmend mehr 
Fachausschüsse sollten die Mög­
lichkeit nutzen, für ihre unmit­
telbaren Belange das TAB zu be­
auftragen. 
Die Zusammenarbeit und der 
Dialog mit den Abgeordneten, 
den die Projekte begleitenden 
Berichterstattern und den Frak­
tionen muß weiter intensiviert 
werden. 

- Die Arbeitsergebnisse müssen 
noch besser als bisher in die Ar­
beit des Parlaments integriert 
werden - der Transfer von Re­
sultaten der TAB-Aktivitäten in 
die Gremien des Bundestages 
sollte weiter optimiert werden. 

Diese Ziele können die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des TAB 
aber nur mit Hilfe der Abgeordne­
ten des Deutschen Bundestages 
verwirklichen. Die bisherige Un­
terstützung gibt Anlaß zu Optimis­
mus. • 

TA-Projekt: »Multimedia« 

Multimedia -
alte Mythen und neue Chancen 

Multimedia und Datenauto­
bahnen sind zur Zeit in aller 
Munde.Der Ausschuß für 
Forschung, Technologie und 
Techn ikfolgenabschätzung des 
Bundestages hat das TAB in der 
letzten Legislaturperiode beauf­
tragt, sich dieses Themas 
anzunehmen. Nach vorbereiten­
den Arbeiten wird zur Zeit eine 
Vorstudie durchgeführt. Im 
folgenden soll in die Thematik 
eingeführt, ausgewählte erste 
Ergebnisse sollen präsentiert 
und die weiteren Aktivitäten 
erläutert werden. 

Shopping mit der 
Fernbedienung 

So könnte es funktionieren: An­
statt sich durch überfüllte Super­
märkte zu zwängen, wo immer ge­
rade das nicht auffindbar ist, was 
man am dringendsten braucht, »be­
wegt« man sich mit Hilfe der Fern­
bedienung vom heimischen Sessel 
aus durch die Verkaufsregale des 
»Fernsehladens«. Hier ein Regal 
höher, dort etwas näher heran und 
schon kann man auch die Preise le­
sen. Jenes Produkt soll näher inspi­
ziert werden: man »holt« es aus 
dem Regal, »dreht« es, damit das 
Kleingedruckte zu lesen ist, und 
»schiebt« es in den Einkaufswagen. 

So ähnlich wurde es in Orlando 
(Florida, USA) kürzlich gezeigt. 
Denn kurz vor Jahresende 1994 
hatte es doch noch geklappt. Der 
lange angekündigte und immer 
wieder verschobene Start des an­
geblich weltweit größten und an­
spruchsvollsten Pilotprojektes zum 
interaktiven Fernsehen in Orlando 
fand am 14.1 2.1994 tatsächlich 
statt. Neben den üblichen Kabel­
fernsehkanälen soll es im »Full Ser­
vice Network« des Me.diengiganten 
Time Warner Filme und Video­
spiele auf Abruf, Informations­
dienste 1rnd die oben beschriebenen 
Einkaufsmöglichlteiten geben. Mit 
fünf angeschlossenen Haushalten 
fiel der Start ins multimediale Zeit­
alter allerdings bescheiden aus. Bei 
Kosten von über 5000 Dollar allein 

für die Aufrüstung des heimischen Fernsehers ist 
das kein Wunder. Im Laufe des Jahres 1995 sollen 
es 4000 Teilnehmer werden, um nicht nur die 
Technik, sondern auch das Nutzungsverhalten zu 
erkunden. 

Wie kommt der Tele-Einkäufer zu seinen 
Produkten? 

Zum Beginn des Orlando-Großversuchs im 
Dezember 1994 konnte nur eine Demonstration 
des Einkaufsprogramms vorgeführt werden. Mit­
te 1995 soll es mit dem »Teleshopping« wirklich 
losgehen. Aus dem Artikelbestand dreier 
Supermarktketten sollen 20.000 Produkte ange­
boten werden. Für jeden Einkauf muß der Kunde 
zehn Dollar zusätzlich bezahlen und bekommt 
die Produkte dafür ins Haus geliefert. Von diesen 
Abwicklungs- und Auslieferungskosten, von An­
teilen am Verkaufspreis je Produkt und von der 
Werbung hofft der »Fernsehladen «, sein Geschäft 
auch ökonomisch erfolgreich zu bestreiten. 

In Deutschland liegt Orlando in Stuttgart 

Nicht nur in Florida hat das »Multimedia-Zeit­
alter« begonnen, sondern auch in Stuttgart. Hier 
soll Mitte 1995 ein ähnlich ambitionierter und 
umfangreicher Multimedia-Pilotversuch begin­
nen. 80 bis 100 Millionen DM sollen dafür auf­
gewendet werden, davon 10 Millionen aus dem 
Landeshaushalt. Die weiteren Mittel sollen von 
der EU und der I~dustrie kommen. Diese ist mit 
den einschlägigen großen und in Baden-Würt­
temberg ansässigen Firmen vertreten (IBM, HP, 
Bosch/ ANT, Alcatel/SEL und Telekom), die das 
Firmenkonsortium zur technischen Abwicklung 
des Versuchs bilden. Wer sich mit Inhalten und 
Serviceangeboten beteiligt, scheint allerdings 
noch weniger geklärt. Die öffentlichen und priva­
ten Fernsehanbieter, Verlage und Versandhäuser 
sind angesprochen. Rund 4000 Haushalte sollen 
angeschlossen werden, die anfänglich umsonst, 
später dann gegen Gebühren Spielfilme individu­
ell abrufen, am Bildschirm einkaufen, Videospiele 
spielen oder sich auch an multimedialen Fernlehr­
gängen beteiligen können. Die Akademie für 
Technikfolgenabschätzung in Stuttgart ist mit der 
Koordinlerung der Begleitforschung betraut. Wie 
wichtig das Thema auch im politischen Umfeld 
genommen wird, zeigt sich daran, daß der Land­
tag in Stuttgart die Bildung einer begleitenden 
»Multimedia-Enquete« beschlossen hat. 
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TAB-intern 

TA beim Deutschen Bundestag -
Das TAB hat sich als Beratungseinrichtung bewährt 

Seit Dezember 1994 hat der 
13. Deutsche Bundestag seine 
Arbeit aufgenommen. Wie in 
einer Reihe von anderen euro­
päischen Parlamenten steht 
seinen Ausschüssen zur Unter­
stützung eine Einrichtung zur 
Durchführung von Technikfol­
gen-Abschätzung (TA) zur 
Verfügung: das »Büro für 
Technikfolgen-Abschätzung 
beim Deutschen Bundestag« 
(TAB). Der allgemeine Beginn 
der Arbeit der Fraktionen und 
der Gremien des Bundestages 
und vieler ·neu gewählter Abge­
ordneter soll zum Anlaß genom­
men werden, über die Aktivitäten 
und Organisation des TAB zu 
informieren und dies mit einigen 
Überlegungen zum Konzept der 
Technikfolgen-Abschätzung als 
Politikberatung zu verbinden. 

Technikfolgen-Abschätzung 
als parlamentarische 
Entscheidungshilfe 

Als das TAB 1990 seine Arbeit 
für den Deutschen Bundestag auf­
nahm, war es dessen politischer 
Wille, das Instrument der Technik­
folgen-Abschätzung zur Verbesse­
rung seiner Informationslage und 
seiner Meinungsbildungs- und 
Entscheidungsprozesse einzuset­
zen. 

Das Rahmenkonzept der Tech­
nikfolgen-Abschätzung wurde zu 
diesem Zweck schwerpunktmäßig 
in konkrete TA-Projekte umge­
setzt und erprobt. Wie in den vom 
(damaligen) Ausschuß für For­
schung, Technologie und Technik­
folgenabschätzung beschlossenen 
»Verfahrensrichtlinien für TA« 
niedergelegt, können solche Pro­
jekte von allen Ausschüssen des 
Deutschen Bundestages auf den 
Weg gebracht werden. Der Aus­
schuß für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung, Technologie und Tech­
nikfolgenabschätzung beschließt 
über die gestellten Anträge. In der 
12. Legislaturperiode wurden im 
Zeitraum von 1991 bis 1993 folgen­
de Vorhaben beantragt, beschlos­
sen und durchgeführt: 

• Hausmüllentsorgung und 
Müllvermeidung 
• Grundwasserschutz und 
Wasserversorgung 
• Raumtransportsystem 
»SÄNGER« 
• Risiken bei einem verstärkten 
Wasserstoff-Einsatz 

• Biologische Sicherheit bei der Nutzung der 
Gentechnik 
• Genomanalyse: Chancen und Risiken geneti­
scher Diagnostik 

Über zwei der aktuell laufenden Projekte wird im 
vorliegenden TAB-Brief ausführlich informiert: 
• Multimedia 
• Bedeutung der Umwelttechnik für die wirt­
schaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland 

Darüber hinaus befaßt das TAB sich zur Zeit mit 
folgenden Themen: 

• Entwicklung und Analyse von Optionen zur 
Entlastung des Verkehrsnetzes und zur Ver­
lagerung des Straßenverkehrs auf umweltfreund­
lichere Verkehrsträger 
• Kontrollkriterien für die Bewertung und Ent­
scheidung bezüglich neuer Techniken und Tech­
nologien im Rüstungsbereich 
• Auswirkungen moderner Biotechnologien auf 
Entwicklungsländer und Folgen für die zukünfti­
ge Entwicklungszusammenarbeit zwischen Indu­
strie- und Entwicklungsländern 
• Möglichkeiten und Probleme bei der Verfol­
gung und Sicherung nationaler und EU-weiter 
Umweltschutzziele im Rahmen der europäischen 
Normung 
• Technikakzeptanz und Kontroversen über 
Technik 
• Gentherapie 

Wichtig für die Konzeption und Umsetzung 
des TAB-Arbeitsprogramms sind die von den 
Fraktionen im Forschungsausschuß benannten 
Berichterstatter für TA. Sie koordinieren und len­
ken die TA-Aktivitäten und helfen dabei, die Re­
sultate in die Arbeit der Ausschüsse zu integrie­
ren. Berichterstatter der Fraktionen werden auch 
zu einzelnen TA-Projekten von den Ausschüssen 
des Deutschen Bundestages eingesetzt. Sie beglei­
ten die Projekte von Anfang an. Ihre wichtigste 
Funktion: Sie sorgen dafür, daß das Konzept und 
die zu bearbeitenden Fragen stets am Bedarf des 
Auftraggebers orientiert bleiben. 

Nach einer dreijährigen Pilotphase mit einer 
Vielzahl von Projektaktivitäten, die von den Aus­
schüssen des Deutschen Bundestages in Auftrag 
gegeben und für ihre Arbeit genutzt wurden, ent­
schied dieser 1993 über die Fortführung. In einem 
gemeinsamen Antrag der Fraktionen von CDU/ 
CSU, SPD und F.D.P. wurden die »positiven Er­
fahrungen « mit TA zum Anlaß genommen, • 
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